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Nichtamtliche Lesefassung 

Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) für 
die Bachelor-, Master-, Diplom- und Magisterstudi­
engänge der Technischen Universität Braun­
schweig 

Die nachstehende Lesefassung der APO beinhaltet als Gesamtversion : 

• der Allgemeine Teil der Prüfungsordnung (APO) für die Bachelor-, Master-, 
Diplom- und Magisterstudiengänge in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.03.201 8 
- Hochschulöffentliche Bekanntmachung Nr. 1209 -

• die Änderungsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.04.201 9 
- Hochschulöffentliche Bekanntmachung Nr. 1251 -

Rechtlich verbindlich ist weiterhin nur der in der jeweiligen 
Hochschulöffentlichen Bekanntmachung veröffentlichte Text. 

Stand : 06.06.201 9 



Allgemeiner Teil der 
Prüfungsordnung (APO) 

für die Bachelor-, Master-, Diplom- und Magisterstudiengänge 
an der Technischen Universität Braunschweig 

Der Fakultätsrat der Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät hat am 10.04.2019, der Fakultätsrat der Fakultät für 
Lebenswissenschaften hat am 02.04.2019 und der Dekan in Eilkompetenz am 16.04.2019, der Fakul­
tätsrat der Fakültät für Architektur, Bauingenieurwesen und Umweltwissenschaften hat am 
09.04.2019, der Fakultätsrat der Fakultät für Maschinenbau hat am 10.04.2019, der Fakultätsrat der 
Fakultät für Elektrotechnik, Informationstechnik, Physik hat am 15.04.2019, der Fakultätsrat der Fakul­
tät für Geistes- und Erziehungswissenschaften hat am 10.04.2019 die folgenden Änderungen des 
Allgemeinen Teil der Prüfungsordnung (APO) für die Bachelor-, Master-, Diplom- und Magisterstudi­
engänge an der Technischen Universität Braunschweig (Verkündungsblatt Nr. 1209 vom 
23.03.2018) beschlossen: 

§1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Prüfungsordnung ist der Allgemeine Teil der Prüfungsordnung für alle Bachelor­
und Masterstudiengänge der Technischen Universität Braunschweig. 

(2) In gesonderten Ordnungen regeln die einzelnen Fakultäten für die jeweiligen Studiengän­
ge die fachspezifischen Bestimmungen und konkretisieren die Bestimmungen des Allge­
meinen Teils der Prüfungsordnung; insofern haben die Regelungen in der gesonderten 
Ordnung Vorrang gegenüber den Bestimmungen im Allgemeinen Teil. Die gesonderten 
Ordnungen gelten als Besondere Teile dieser Prüfungsordnung und betreffen in erster Li-
nie 

den zu verleihenden Hochschulgrad, 
den Inhalt der Urkunden und der Zeugnisse (einschl. eines Diploma Supplement), 
die Gliederung des Studiums und die Regelstudienzeit, 
die Beschreibung der Module (einschl. evtl. Praktika) sowie der ihnen zugeordne­
ten Studien- und Prüfungsleistungen (einschl. der Prüfungsinhalte) sowie die An­
gabe der ihnen zugeordneten Leistungspunkte 
die Voraussetzungen für die Zulassung zu den Prüfungen (Studien- und Prüfungs­
leistungen) und zu der Abschlussarbeit, 
die Dauer der Abschlussarbeit und 
die Größe und Zusammensetzung des Prüfungsausschusses bei fachübergrei­
fend zusammengesetzten Prüfungsausschüssen. 

(3) Soweit in Diplom- oder Magisterstudiengängen Regelungen fehlen, ist dieser Allgemeine 
Teil der Prüfungsordnung entsprechend heranzuziehen. 

(4) Sehen Besondere Teile der Prüfungsordnung vor, dass Einrichtungen der Hochschule, 
die keiner Fakultät angehören, Lehre erbringen - etwa bei Schlüsselqualifikationen oder 
im Professionalisierungsbereich - findet dieser Allgemeine Teil der Prüfungsordnung 
ebenfalls Anwendung. Gleiches gilt im Rahmen von Lehrangeboten, die keinem Studien­
gang zugeordnet werden und die keine Normierung aufweisen. 

(5) Für Angebote, die keinem Studiengang zugeordnet sind, nimmt die fachliche Leitung der 
jeweiligen Einrichtung, die die Veranstaltung anbietet, die Aufgaben des Prüfungsaus­
schusses wahr. Sofern das Widerspruchsverfahren statthaft ist, ist sie zug leich Aus­
gangs- als auch Widerspruchsbehörde. 

§2 
Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 

(1) Im Rahmen des Bachelorstudiums sollen die Studierenden die grundlegenden fachlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Methoden erlernen, die zu einem qualifizierten 
und verantwortlichen Handeln in der Berufspraxis sowie zu wissenschaftlich begründetem 
Handeln im Berufsalltag befähigen und die es ihnen ermöglichen, ein wissenschaftlich 
weiterführendes Studium anzuschließen, das den Regelabschluss eines konsekutiven 
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Studiengangs darstellt. In den Prüfungen wird festgestellt, ob diese Kompetenzen erwor­
ben wurden. Kompetenzen im Sinne dieser Vorschrift sind fachliche Kenntnisse, Fähig­
keiten, Fertigkeiten und Methoden. 

(2) Im Masterstudium sollen die Studierenden vertiefte und/oder erweiterte Kompetenzen 
erwerben. Durch die Prüfungen wird festgestellt, ob der Prüfling die für den Abschluss 
des Studiums notwendigen Kompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge 
überblickt und in der Lage ist, wissenschaftlich zu arbeiten und wissenschaftliche Er­
kenntnisse anzuwenden und bestehende Erkenntnisgrenzen in Theorie und Anwendung 
mit neuen methodischen Ansätzen zu erweitern. 

§3 
Modularisierung, Leistungspunkte 

(1) Das Bachelor- oder Masterstudium gliedert sich in thematisch zusammenhängende Mo­
dule (einschließlich der Bachelor- oder Masterarbeit). Module bestehen i. d. R. aus zwei 
bis vier aufeinander aufbauenden oder aufeinander verweisenden oder inhaltlich zusam­
menhängenden Veranstaltungen (z. B. Einführungs-, Vertiefungs- und Anwendungsver­
anstaltung), die gemeinsam eine bestimmte Kompetenz vermitteln. Den Modulen ist in 
der Regel eine Studien- und/oder eine Prüfungsleistung zugeordnet. 

(2) Für erfolgreich absolvierte Studien- und Prüfungsleistungen werden Leistungspunkte 
nach dem ECTS (European Credit Transfer System) vergeben. Die Anzahl der Leis­
tungspunkte (LP) ist ein Maß für die mit einem einzelnen Modul verbundene Arbeitsbelas­
tung. Zu Grunde gelegt werden die Arbeitsstunden, die durchschnittlich von Studierenden 
in Bezug auf das entsprechende Modul für Anwesenheit, Vor- und Nachbereitung sowie 
Fertigung der Prüfungen aufzuwenden sind. Die Vergabe der Leistungspunkte setzt vo­
raus, dass die Studierenden die dem Modul zugeordneten Prüfungen erfolgreich absol­
viert haben. 

(3) Ein Leistungspunkt entspricht einem zeitlichen Aufwand von 30 Arbeitsstunden. Ausge­
gangen wird von 1.800 Arbeitsstunden im Jahr bzw. 60 Leistungspunkten in einem Studi­
enjahr, d. h. von 30 Leistungspunkten pro Semester. Das Studienangebot ist so zu orga­
nisieren, dass die Studierenden i. d. R. 30 Leistungspunkte pro Semester erwerben kön­
nen. 

(4) Soweit in geeigneten Studiengängen ein Teilzeitstudium zugelassen ist, ist das Studien­
angebot so zu organisieren, dass in der Regel die Hälfte der in der Prüfungsordnung vor­
gesehenen Leistungspunkte pro Semester - ausnahmsweise die Hälfte der in der Prü­
fungsordnung vorgesehenen Leistungspunkte pro Studienjahr - erworben werden kann. 

§4 
Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der durch diese Prüfungsord­
nung zugewiesenen Aufgaben wird jeweils aus Mitgliedern einer Fakultät ein Prüfungs­
ausschuss gebildet, der nach den Vorgaben der Fakultät für einen oder mehrere Studien­
gänge zuständig ist. Einern Prüfungsausschuss gehören jeweils drei Mitglieder der Pro­
fessorengruppe und je ein Mitglied der Mitarbeiter- und der Studierendengruppe an , die, 
wie deren ständige Vertretungen, von den jeweiligen Gruppenvertretungen im Fakultäts­
rat gewählt werden. Die Gewählten müssen nicht dem Fakultätsrat entstammen. Die oder 
der Vorsitzende und ihre oder seine Stellvertretung müssen der Hochschullehrergruppe 
angehören. Sofern mehrere Fakultäten für einen Studiengang verantwortlich sind, können 
in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung von Satz 1 und 2 abweichende Regelun­
gen getroffen werden. 

(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung der Prüfungen sicher und sorgt dafür, 
dass für die einem Studiengang zugeordneten (Teil-)Prüfungen mindestens zweimal pro 
Jahr, in der Regel einmal pro Semester, Prüfungstermine festgelegt und Prüfungen 
durchgeführt werden. Satz 1 gilt nicht für Prüfungen, die zwingend im Zusammenhang mit 
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einer Lehrveranstaltung zu absolvieren sind; entsprechende Lehrangebote sollen mindes­
tens einmal pro Jahr vorgehalten werden. Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die 
Bestimmungen des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) und dieser Prüfungs­
ordnung mit dem jeweils dazugehörenden Besonderen Teil eingehalten werden. Er be­
richtet der Fakultät über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten sowie über die 
Notenverteilung. Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle führt die 
Prüfungsakte. 

(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gülti­
gen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmen­
gleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Das studentische 
Mitglied hat bei der Bewertung und Anerkennung von Prüfungs- und Studienleistungen 
nur beratende Stimme. Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit 
seiner Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende 
Vorsitzende und ein weiteres Mitglied der Hochschullehrergruppe anwesend ist. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt zwei Jahre, die des studen­
tischen Mitgliedes ein Jahr. 

(5) Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. Hat er sich keine Ge­
schäftsordnung gegeben, gilt ersatzweise die Geschäftsordnung des Senats. Über die 
Sitzungen des Prüfungsausschusses wird eine Niederschrift geführt, in der die wesentli­
chen Gegenstände der Erörterung und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzu­
halten sind. 

(6) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertre­
tenden Vorsitz übertragen. Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prü­
fungsausschusses vor und führt sie aus. Sie oder er berichtet dem Prüfungsausschuss 
über diese Tätigkeit. Entscheidungen und Bescheide werden von der oder dem Vorsit­
zenden im Namen des Prüfungsausschusses unterschrieben. Hat sich der Prüfungsaus­
schuss keine Geschäftsordnung gegeben, entscheidet der Prüfungsausschuss in eiligen 
Fällen im Umlaufverfahren. Satz 1 bleibt unberührt. 

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei Prüfungen, einschließlich 
bei Beratung der Note, anwesend zu sein. 

(8) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich, auch wenn die Geschäfts­
ordnung des Senats zur Anwendung kommt. Der Prüfungsausschuss kann Beraterinnen 
und Berater hinzuziehen und Betroffene anhören. Die Mitglieder des Prüfungsausschus­
ses und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Ver­
schwiegenheit zu verpflichten. Diese Verschwiegenheitsverpflichtung ist aktenkundig zu 
machen. 

(9) Die Zuständigkeiten des Studiendekans gern.§ 45 Abs. 3 NHG bleiben unberührt. 

§5 
Prüfende und Beisitzerinnen und Beisitzer 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und bei mündlichen Prüfungen auch die 
Beisitzerinnen und Beisitzer. Die Bestellung der Beisitzerinnen und Beisitzer kann der 
Prüfungsausschuss auf die Prüfenden delegieren. Zur Abnahme von Prüfungen werden 
Mitglieder und Angehörige dieser Hochschule oder einer anderen Hochschule bestellt, die 
in dem betreffenden Prüfungsfach oder in einem Teilgebiet des Prüfungsfaches zur selb­
ständigen Lehre berechtigt sind. Lehrkräfte für besondere Aufgaben dieser oder einer an­
deren Hochschule sowie in Wissenschaft, in der beruflichen Praxis oder in der Lehre er­
fahrene Personen, können in geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von Prüfungen 
bestellt werden. Zu Prüfenden sowie Beisitzerinnen und Beisitzern dürfen nur Personen 
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bestellt werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(2) Studierende können für die Abnahme von Prüfungen Prüfende vorschlagen. Der Vor­
schlag begründet keinen Anspruch. Ihm soll aber entsprochen werden, soweit ihm nicht 
wichtige Gründe, insbesondere eine unzumutbare Belastung der Prüfenden, entgegen­
stehen. Abweichungen und Konkretisierungen zur Ausübung des Vorschlagsrechts sind 
nach Maßgabe der Besonderen Teile der Prüfungsordnungen möglich. 

(3) Soweit studienbegleitende Prüfungen zu erbringen sind, die sich auf den Inhalt eines Mo­
duls beziehen bzw. die im Rahmen eines Moduls zu erbringen sind, gilt die oder der für 
das Modul - oder/und die zugehörenden Lehrveranstaltungen - Verantwortliche als be­
stellte Prüferin oder als bestellter Prüfer. 

(4) Bei mündlichen Ergänzungsprüfungen wird eine zweite Prüferin oder ein zweiter Prüfer 
nach Maßgabe der Kriterien des Absatz 1 und unter Berücksichtigung von Absatz 2 von 
der Erstprüferin oder vom Erstprüfer bestimmt und gilt damit als bestellt. Bei mündlichen 
Ergänzungsprüfungen muss mindestens eine oder einer der Prüfenden Mitglied der TU 
Braunschweig und zur selbstständigen Lehre berechtigt sein. 

(5) Die Prüfenden und die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegen­
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§6 
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen und außerhochschulischen Kompe­

tenzen 

(1) Prüfungs- oder Studienleistungen, die an einer deutschen Hochschule im gleichen oder 
verwandten Studiengang, auch in staatlich anerkannten Fernstudiengängen, vor Studien­
beginn erbracht wurden, sollen auf Antrag der oder des Studierenden vom zuständigen 
Prüfungsausschuss ohne besondere Gleichwertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prü­
fungsordnung mit den an der TU Braunschweig dafür vorgesehenen Leistungspunkten an­
erkannt werden. Die Feststellung, ob ein Studiengang verwandt ist, trifft der zuständige Prü­
fungsausschuss. 

(2) In dem gleichen Studiengang an einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschu­
le in der Bundesrepublik Deutschland erfolglos unternommene Versuche (Ortswechsler) ei­
ne Prüfungsleistung abzulegen, werden auf Freiversuche und Wiederholungsmöglichkeiten 
angerechnet. Studierende sind verpflichtet, bei der Anmeldung zur Prüfung auf bereits un­
ternommene Versuche hinzuweisen, bei einem Unterlassen gilt die erneute Prüfungsleis­
tung entsprechend § 11 Abs. 4 S. 1 als mit „nicht ausreichend" bewertet. 

(3) Prüfungs- oder Studienleistungen, die in anderen Studiengängen oder an einer ausländi­
schen Hochschule eines Vertragsstaates des Übereinkommens über die Anerkennung von 
Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region von 11. April 1997 (BGBI. 
2007 II S. 712) erbracht wurden, werden auf Antrag der oder des Studierenden vom zu­
ständigen Prüfungsausschuss anerkannt und mit den an der TU Braunschweig dafür vor­
gesehenen Leistungspunkten angerechnet, wenn kein wesentlicher inhaltlicher Unter­
schied hinsichtlich erworbener Kompetenzen vorliegt. 

(4) Studien- oder Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule außerhalb des Übereinkom­
mens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen 
Region von 11. April 1997 (BGBI. 2007 II S. 712) erbracht wurden sowie außerhochschu­
lisch erworbene Kompetenzen sollen auf Antrag der/des Studierenden für ein oder mehrere 
Module, Prüfungs- oder Studienleistungen anerkannt werden, wenn sich die Kompetenzen 
bei einer Gesamtbetrachtung in Inhalt, Umfang und Niveau im Wesentlichen entsprechen 
(Gleichwertigkeit). 
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(5) Außerhochschulisch erworbene Kompetenzen können höchstens 50% der in einem Studi­
engang vorgesehenen Leistungspunkte ersetzen. 

(6) Eine Anerkennung für eine Prüfungsleistung kann in einem Studiengang nicht mehr bean­
tragt werden, wenn bei dieser Prüfungsleistung in dem betreffenden Studiengang bereits 
ein Prüfungsversuch an der TU Braunschweig - auch im Sinne von § 11 Abs. 2 - abgelegt 
wurde. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen können abweichende Regelun­
gen getroffen werden. 

(7) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen kann geregelt werden, dass die Aner­
kennung eines Fehlversuchs in allen Studiengängen antragslos vorzunehmen ist, in denen 
der/die Studierende an der TU Braunschweig parallel eingeschrieben ist, wenn es sich um 
ein identisches Modul oder eine identische Prüfungs- oder Studienleistung handelt. Identität 
liegt vor, wenn sich die Qualifikationsziele nahezu entsprechen. 

(8) Abschlussarbeiten müssen grundsätzlich immer an der TU Braunschweig erbracht werden. 
Ausnahmen können gewährt werden, wenn die Arbeit beispielsweise im Rahmen eines 
gemeinsamen Studiengangs oder eines Double-Degree-Programms oder aufgrund einer 
anderweitigen Regelung mit einer wissenschaftlichen Einrichtung außerhalb der TU Braun­
schweig erbracht werden kann. Zuständig für die Entscheidung ist der Prüfungsausschuss. 

(9) Wird nach Studienbeginn ein Modul an einer anderen Hochschule - auch im Rahmen einer 
Gasthörerschaft - absolviert, wird dies entgegen Absatz 6 anerkannt, wenn zuvor der Prü­
fungsausschuss z. B. durch ein Learning Agreement informiert und dieser sein Einver­
ständnis zur Anerkennung erteilt hat. Das Einverständnis ist zu erteilen, wenn eine Aner­
kennung nach dieser Prüfungsordnung möglich ist. In diesem Fall ist auch ein Fehlversuch 
anzurechnen. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen können abweichende Re­
gelungen getroffen werden. 

(10) Unberührt sonstiger Befugnisse kann der jeweilige Prüfungsausschuss Studienleistungen, 
Prüfungsleistungen oder außerhochschulische Kompetenzen auch durch Allgemeinverfü­
gung festlegen, die für bestimmte im Studiengang zu erbringende Leistungen anerkannt 
werden. Diese Allgemeinverfügung ist im Verkündungsblatt der TU Braunschweig bekannt 
zu geben. 

(11) Zusatzprüfungen in Form von Studien- und Prüfungsleistungen können gern. § 18 bis zu 
einem Umfang von max. 35 LP auf Antrag anerkannt werden. Eine anerkannte Leistung 
kann nachträglich nicht durch eine Zusatzprüfung ersetzt werden. 

(12) Wird eine Leistung nicht anerkannt, liegt die Beweislast bei der Hochschule, soweit der/die 
Studierende dem Prüfungsausschuss ausreichende Informationen zur Beurteilung zur Ver­
fügung stellt (Informationspflicht). 

(13) Der Prüfungsausschuss entscheidet über die Anerkennung in der Regel innerhalb von 
sechs Wochen. 

(14) Studien-, Prüfungs- oder äquivalente Leistungen, die notwendig waren, um den Zugang 
zum Studiengang zu erhalten, können nicht anerkannt werden. In den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnungen können abweichende Regelungen getroffen werden. 

(15) Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, werden die Noten, soweit die Noten­
systeme vergleichbar sind, übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezo­
gen. Bei nicht vergleichbaren Notensystemen oder wenn eine nicht benotete Leistung für 
eine zu benotende anerkannt wird, wird der Vermerk „bestanden" aufgenommen. Die Aner­
kennung ist im Zeugnis zu kennzeichnen. 

(16) Soweit Studien- oder Prüfungsleistungen nach dieser Vorschrift anerkannt werden, betrifft 
die Anerkennung regelmäßig das Modul, welches die Studien- oder Prüfungsleistung ent­
hält. 
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(17) Notenverbesserungen für anerkannte Leistungen sind nicht möglich. 

§7 
Meldung und Zulassung zu Prüfungen 

(1) Zu den einzelnen Prüfungen sowie zur Bachelor- oder Masterarbeit wird zugelassen, wer 

1. in dem Semester, in dem sie oder er sich zur Prüfung meldet, in dem entsprechen­
den Studiengang bzw. - sofern entsprechende Kapazität vorhanden ist - in einem 
anderen Studiengang an der Technischen Universität Braunschweig eingeschrie­
ben ist, 

2. die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt, die in den Besonderen Teilen der Prüfungs­
ordnung geregelt sind und 

3. bei schriftlichen Arbeiten, die keine Klausuren sind, die Erklärung zur Plagiatskon­
trolle nach Anlage 4 vorlegt. Die Erklärung zur Plagiatskontrolle ist nur einmalig ab­
zugeben und gilt für alle Studien- und Prüfungsleistungen. 

(2) Soweit in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine anderen Regelungen enthal­
ten sind, gilt für die Anmeldung und Zulassung zu Prüfungen folgendes Verfahren: 

1 . Die Zulassung zu den einzelnen Prüfungen ist durch schriftliche oder elektronische 
Anmeldung beim Prüfungsausschuss oder den von ihm beauftragten Stellen inner­
halb der vorgegebenen Frist zu beantragen. 

2. Zu einer Prüfung gilt als zugelassen, wer sich zu dieser Prüfung unter Beifügung 
der ggf. vorgeschriebenen Nachweise innerhalb der gesetzten Frist angemeldet hat. 
Eine Mitteilung ergeht nur, wenn die Zulassung zu versagen ist. 

3. Fristen, die für die Anmeldung zu den Prüfungen gesetzt sind, können beim Vorlie­
gen triftiger Gründe vom Prüfungsausschuss verlängert oder rückwirkend verlängert 
werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetretene 
Rechtsfolge bestehen zu lassen. 

4. Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle stellt die Zulassung 
bzw. Nichtzulassung zur Prüfung fest. Der Prüfungsausschuss regelt, in welcher 
Form und an welchen Stellen die Bekanntgabe der Prüfungstermine, Anmeldezeit­
räume und Zeiträume für Anträge auf Wechsel der Prüfungssprache sowie die Mit­
teilung über die Versagung einer Zulassung und die Bekanntgabe der Prüfungser­
gebnisse erfolgt. 

(3) Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, wenn: 

a. die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllt sind, 
b. die Unterlagen unvollständig sind oder 
c. in dem gleichen Studiengang in der Bundesrepublik Deutschland die Bachelor- oder 

Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder 
d. das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß abgeschlossen wurde oder 
e. ein Prüfungsanspruch nicht mehr besteht. 

Im Fall des Buchstaben c. hat der Prüfungsausschuss das endgültige Scheitern in dem be­
treffenden Studiengang festzustellen und gern. § 19 Abs. 6 S. 2 Nr. 2 b NHG die Exmatri­
kulation zu veranlassen. 

§8 
Beratungsgespräche, Mentorensystem 

(1) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung kann vorgesehen werden, dass Studieren­
de an einem oder mehreren obligatorischen Beratungsgesprächen teilzunehmen haben. 
Den Studierenden können auch einzelne Mentorinnen und Mentoren zugeordnet werden. 
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(2) Studierende, die nach dem zweiten Semester nicht mindestens 30 Leistungspunkte erwor­
ben haben, sind verpflichtet, an einem Beratungsgespräch teilzunehmen. Eine Zulassung 
zu weiteren Studien- und Prüfungsleistungen setzt den Nachweis der Teilnahme an dem 
Beratungsgespräch voraus. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung können ergän­
zende bzw. abweichende Regelungen getroffen werden. 

§9 
Aufbau der Prüfungen, Arten der Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Die Bachelor- oder Masterprüfung besteht jeweils aus den Prüfungen und der Abschlussar­
beit. Prüfungen setzen sich aus einer oder mehreren Studien- und/oder Prüfungsleistungen 
in einem Prüfungsfach oder einem fächerübergreifenden Prüfungsgebiet zusammen. Die 
Prüfungen finden studienbegleitend statt. Das Ablegen einer Prüfung setzt die Immatrikula­
tion bzw. bei Gasthörern die Registrierung zum Prüfungszeitpunkt voraus. Soweit die Auf­
gabenstellung dies erfordert, werden die Studierenden während der Bearbeitungszeit be­
treut. Prüfungen können u. a. durch folgende Arten von Studien- oder Prüfungsleistungen 
abgelegt werden: 

1. Klausur (Absatz 3), incl. Aufgabenstellungen im Antwort-Wahl-Verfahren, 
2. mündliche Prüfung (Absatz 4), 
3. Hausarbeit (Absatz 5), 
4. Entwurf (Absatz 6), 
5. Referat (Absatz 7) 
6. Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen (Absatz 8), 
7. experimentelle Arbeit (Absatz 9), 
8. Portfolio (Absatz 10), 
9. Klausur+ (Absatz 11) . 

In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung können weitere Arten von Prüfungen vor­
gesehen werden, soweit die unterschiedlichen Fachkulturen dieses erfordern, insbesondere 
um in adäquater Form den Erwerb der den einzelnen Modulen zugeordneten Kompetenzen 
überprüfen zu können. Studienleistungen sind im Gegensatz zu Prüfungsleistungen unein­
geschränkt wiederholbar und gehen außer bei der Prüfungsform Klausur+ (Abs. 11) nicht in 
die Berechnung der Note ein. 

(2) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung sind die den einzelnen Modulen zugeord­
neten Prüfungen sowie deren Art und Umfang sowie die Qualifikationsziele aufgeführt. 
Die Prüfungsinhalte und die zu prüfenden Kompetenzen ergeben sich aus den Qualifikati­
onszielen, die sich aus den beruflichen Anforderungen ergeben sollen, welche hilfsweise 
herangezogen werden können. Sofern in Besonderen Teilen der Prüfungsordnung ver­
schiedene Prüfungsformen alternativ angegeben sind, ist den Studierenden die Wahl der 
Prüfungsform im Zeitraum der ersten drei Veranstaltungen des jeweils aktuellen Vorle­
sungszeitraums über das verwendete Lernmanagementsystem oder durch Aushang oder 
auf den Internetseiten des Instituts des oder der Prüfenden mitzuteilen. Sofern in Besonde­
ren Teilen der Prüfungsordnung nicht anders angegeben, kann die Wahl der für die jeweili­
ge Prüfung vorgesehenen Prüfungsform sowohl durch den Prüfungsausschuss als auch -
bei studienbegleitenden Prüfungen - durch den Prüfenden oder die Prüfende erfolgen. Ge­
eignete Arten von Prüfungen können in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden. Der 
zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings muss die an die Prüfungs- bzw. Studienleis­
tung zu stellenden Anforderungen erfüllen sowie als individuelle Leistung auf Grund der 
Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien deutlich abgrenz­
bar und für sich bewertbar sein. 

(3) In einer Klausur soll der Prüfling nachweisen, dass er in begrenzter Zeit, mit begrenzten 
Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufigen Methoden des Faches ein Problem er­
kennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Näheres, insbesondere zur Bearbeitungs­
zeit, ist in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung geregelt. Für Antwort-Wahl­
Verfahren gelten die Regelungen der Anlage 5. 
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(4) Die mündliche Prüfung findet - nach Vorgabe der Fächer bzw. der Prüfenden - i. d. R. vor 
zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) oder einer oder einem Prüfenden und einer sachkundi­
gen Beisitzerin oder einem sachkundigen Beisitzer als Einzelprüfung oder als Gruppenprü­
fung für bis zu fünf Studierende gleichzeitig statt. Die Beisitzerin oder der Beisitzer ist vor 
der Notenfestsetzung zu hören. Die wesentlichen Gegenstände der Prüfung, die Bewertung 
und die tragenden Erwägungen der Bewertungsentscheidung sind in einem Protokoll fest­
zuhalten. Es ist von den Prüfenden oder der oder dem Prüfenden und der Beisitzerin oder 
dem Beisitzer zu unterschreiben. 
Mit Zustimmung des Prüfungsausschusses können mündliche Prüfungen in besonderen 
Ausnahmefällen auch durch Videokonferenzen abgenommen werden, wenn sichergestellt 
ist, dass die Prüfungs- bzw. Studienleistung ordnungsgemäß erbracht wird. Die letzte Wie­
derholungsprüfung, deren Nichtbestehen das endgültige Scheitern und damit die Beendi­
gung des Studiums zur Folge hätte, wird abweichend von Satz 1 stets von zwei Prüfenden 
abgenommen. 

(5) Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Bearbeitung einer fachspezifischen oder 
fächerübergreifenden Aufgabenstellung. In geeigneten Fällen können die erarbeiteten Lö­
sungen in einer für die berufliche Tätigkeit typischen Weise mündlich erläutert werden. 

(6) Ein Entwurf umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Aufgabenstellung in konzeptioneller und konstruktiver Hinsicht unter besonderer Berück­
sichtigung planerischer Aspekte. 
Der architektonische Entwurf beinhaltet auch das Erfassen und die analytische Klärung 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabe der Architektur ebenso wie die 
darauf aufbauende Darstellung einer adäquaten Lösung. Zur Entwurfsaufgabe kann gehö­
ren, die Ergebnisse der Arbeit in einer Präsentation darzustellen und in einer Diskussion zu 
begründen. Näheres, insbesondere hinsichtlich Art, Umfang, Bearbeitungszeit des architek­
tonischen Entwurfes ist im entsprechenden Besonderen Teil der Prüfungsordnung geregelt. 

(7) Ein Referat umfasst: 
1. eine eigenständige - i. d. R. schriftliche - Auseinandersetzung mit einem Problem 

unter Einbeziehung und Auswertung einschlägiger Literatur, 
2. die Darstellung und die Vermittlung der Ergebnisse im mündlichen Vortrag sowie in 

einer anschließenden Diskussion. 
3. Sofern eine schriftliche Ausarbeitung nicht vorliegt, ist ein Protokoll anzufertigen, das 

die wesentlichen Gegenstände der Bewertung und die tragenden Erwägungen der 
Bewertungsentscheidung enthält. 

(8) Die Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen umfasst in der Regel 
1. die Beschreibung der Aufgabe und ihrer Abgrenzung, 
2. die Erarbeitung theoretischer Voraussetzungen für die Bearbeitung der Aufgabe, 

insbesondere die Auswahl der geeigneten Methoden unter Einbeziehung und Aus­
wertung einschlägiger Literatur, 

3. die Formulierung der verwendeten Algorithmen in einer geeigneten Programmier­
sprache, 

4. das Testen des Programms mit mehreren exemplarischen Datensätzen und das 
Überprüfen der Ergebnisse auf ihre Richtigkeit, 

5. die Programmdokumentation insbesondere mit Angabe der verwendeten Methoden, 
des Ablaufplans, des Programmprotokolls (Quellenprogramm) und des Ergebnis­
protokolls. 

(9) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbereitung, den Aufbau und die 
Durchführung eines Experiments sowie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des 
Versuchsablaufs und der Ergebnisse des Experiments und deren kritische Würdigung. 

(10) Das Portfolio umfasst 
1. ein von der oder dem Studierenden eigenständig zusammengestelltes Modul-Portfolio 
(Leistungsmappe), in welchem er oder sie, entweder in papierbasierter oder elektronischer 
Form, die im Modul erzielten Ergebnisse und Kompetenzen darstellt und reflektiert; 
sowie ggf. 
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2. eine Diskussion dieses Portfolios mit einem oder einer Prüfenden und einem fachkundi­
gen Beisitzer oder einer fachkundigen Beisitzerin als Einzelprüfung oder Gruppenprüfung 
mit bis zu fünf Studierenden gleichzeitig. 

(11) Eine Klausur+ ist eine Klausur im Sinne des Absatzes 3, bei welcher auf Antrag der oder 
des Studierenden das Ergebnis einer benoteten oder unbenoteten Studienleistung mit bis 
zu 50% in das Ergebnis der Prüfung einfließt. Die Studienleistung, die in dem besonderen 
Teil der Prüfungsordnung für dasselbe Modul festzulegen ist, ist vor der Klausur abzulegen. 
In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen sind insbesondere der prozentuale An­
teil an der Gesamtnote bzw. Gesamtbewertung für die jeweilige Klausur sowie der Zeit­
punkt der Antragstellung festzulegen. 

(12) Als schriftliche Leistung darf nur eine Originalarbeit vorgelegt werden, d. h. eine selbst ver­
fasste Arbeit, die noch nicht in einer anderen Prüfung vorgelegen hat. Zusammen mit der 
schriftlichen Leistung hat die oder der Studierende eine schriftliche Versicherung darüber 
einzureichen, dass die schriftliche Leistung (bei einer Gruppenarbeit der entsprechend ge­
kennzeichnete Anteil) selbstständig verfasst, noch nicht im Rahmen anderer Prüfungen 
vorgelegt wurde und keine anderen als die genehmigten oder angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt wurden. Die schriftliche Leistung ist in deutscher Sprache oder in Ab­
sprache mit der oder dem Prüfenden in Englisch oder einer anderen Sprache abzufassen. 
Die Aufgabe für die Prüfung wird von der, dem oder den Prüfenden festgelegt. Können sich 
diese nicht einigen, legt der Prüfungsausschuss die Aufgabe fest. Dem Prüfling kann Gele­
genheit gegeben werden, für die Aufgabe Vorschläge zu machen. Die oder der Prüfende 
hat die Bewertung schriftlicher Arbeiten (einschließlich der Abschlussarbeiten) schriftlich 
unter Hinweis auf die für das Ergebnis ausschlaggebenden Gesichtspunkte zu begründen. 

(13) Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn eines jeden Semesters die Zeitpunkte für die Ab­
nahme der mündlichen Prüfungen und Klausuren sowie die Aus- und Abgabezeitpunkte für 
die übrigen termingebundenen Prüfungen fest. Der Prüfungsausschuss informiert die Stu­
dierenden rechtzeitig über Art und Anzahl der zu erbringenden Leistungen und über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind. Er kann Aufgaben nach Satz 1 und 2 auf die Prü­
fenden übertragen. 

(14) Studierende können bei Krankheit oder Behinderung einen Nachteilsausgleich beim zu­
ständigen Prüfungsausschuss beantragen. Voraussetzung eines Nachteilsausgleichs ist 
der Nachweis, dass die Studentin oder der Student, nicht in der Lage ist, eine Prüfung oder 
mehrere Prüfungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen. Hinsichtlich 
des Nachweises gilt, dass ärztliche Atteste so aussagekräftig sein müssen, dass der Prü­
fungsausschuss Symptome, Art und Umfang sowie Dauer der Beeinträchtigung feststellen 
kann. Sind die genannten Voraussetzungen erfüllt, soll der Prüfungsausschuss Nachteil­
sausgleich gewähren. Bei dieser Ermessensentscheidung werden insbesondere Verhält­
nismäßigkeit und Chancengleichheit berücksichtigt, sodass sowohl eine Unter- als auch ei­
ne Überkompensation vermieden werden. 
Als Nachteilsausgleich käme insbesondere in Betracht: Verlängerung des Gesamtprü­
fungszeitraums, Verlängerung der Bearbeitungszeit (z. B. bei Klausuren, Haus- und Ab­
schlussarbeiten), Unterbrechung durch individuelle Erholungspausen (z. B. bei Klausuren), 
Ersatz von schriftlichen durch mündliche Leistungen oder praktische durch theoretische 
Leistungen und jeweils umgekehrt, Befreiung von evtl. gegebener Anwesenheitspflicht 
(durch kompensatorische Leistung), Zulassung von notwendigen Hilfsmitteln und Assis­
tenzleistungen (z. B. Gebärdensprachdolmetscher) und zur Verfügung stellen von adaptier­
ten (Prüfungs-) Unterlagen (z. B. Großschrift) sowie Mitbestimmungsmöglichkeiten bei der 
Festlegung von Prüfungsterminen nach Möglichkeit. 
Dauerleiden können nur insoweit ausgeglichen werden, als dass diese die Fähigkeit zur 
Darstellung des Wissens in der Prüfung betreffen. Dauerleiden, welche gerade die durch 
die Prüfung zu ermittelnde Leistungsfähigkeit berühren, werden grundsätzlich nicht ausge­
glichen. Letzteres gilt nicht, wenn dem Prüfling nur solche Hilfsmittel zur Verfügung gestellt 
werden, die im angestrebten Beruf zur Verfügung stehen würden. 

(15) Studierende, die sich in einer besonderen sozialen Situation (z. 8. Schwangerschaft, Erzie­
hung von Kindern oder Pflege von Angehörigen) befinden, können beim Prüfungsaus-
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schuss einen Nachteilsausgleich beantragen. Voraussetzung ist der Nachweis, dass die 
Studentin oder der Student nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vor­
gesehenen Form abzulegen. In diesen Fällen soll der PA einen Nachteilsausgleich gewäh­
ren. Als Möglichkeiten des Nachteilsausgleichs gilt Abs. 14 Satz 6 entsprechend. Mutter­
schutzfristen sind zu berücksichtigen. 

(16) Besondere Teile der Prüfungsordnungen können vorsehen, dass bestimmte Prüfungen erst 
erbracht werden dürfen, wenn zuvor andere Prüfungen, die in den Besonderen Teilen der 
Prüfungsordnung festzulegen sind, erfolgreich absolviert wurden. § 14 Abs. 9 bleibt unbe­
rührt. 

§ 10 
Öffentlichkeit von mündlichen Prüfungen 

Studierende, die sich demnächst der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglie­
der der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörerin­
nen oder Zuhörer bei mündlichen Prüfungen(§ 9 Abs. 4) zuzulassen. Auf Antrag der oder des 
Kandidaten kann auch die Gleichstellungsbeauftragte an den Prüfungen als Zuhörerin teilneh­
men. Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an 
den Prüfling. Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 1 auszu­
schließen. Anträge nach Sätzen 2 und 4 sind an den oder die Prüfenden zu richten. 

§ 11 
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
getroffen werden, können Studierende ihre Meldung zur Prüfung ohne Angabe von Grün­
den bis eine Woche vor dem Termin der Prüfung oder Ausgabe des Themas bzw. der Auf­
gabenstellung zurücknehmen. 
Bei Klausuren ist die Anmeldung bis zum Ablauf des vorletzten Werktags vor dem Klausur­
termin zurücknehmen. Samstage gelten im Sinne dieser Vorschrift nicht als Werktage. 
Sofern in der Besonderen Prüfungsordnung nicht anders geregelt, ist die Abmeldung von 
einer Portfolioprüfung bis eine Woche vor der Abgabe des Modul-Portfolios möglich, es sei 
denn, es sind andere Abmeldefristen zum Beginn der Veranstaltung gemäß§ 9 Abs. 2 Satz 
3 2. Halbsatz bekanntgegeben worden. 
Die Rücknahme ist der Stelle gegenüber schriftlich oder elektronisch zu erklären, die für die 
Anmeldung zuständig war. 

(2) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne triftige 
Gründe 
1. zu einem Prüfungstermin nicht erscheint, 
2. nach Beginn der Prüfung bzw. nach dem für eine Rücknahme zulässigen Zeit­

raum von der Prüfung zurücktritt, 
3. eine Prüfung gemäß § 9 oder die Abschlussarbeit nicht innerhalb der vorgeschrie­

benen Bearbeitungszeit erbringt oder 
4. eine zur Anmeldung oder zur Ablegung für die Wiederholung vorgesehene Frist 

nicht einhält. 

Satz 1 gilt auch, wenn dies das endgültige Nichtbestehen zur Folge hat. 

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen unverzüg­
lich dem Prüfungsausschuss oder den von ihm beauftragten Stellen - sofern in den Beson­
deren Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen zur Zuständigkeit 
getroffen werden - schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden; andernfalls gilt die 
betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Exmatrikulation und ei­
ne Beurlaubung als solche sind keine triftigen Gründe. Bei Krankheit ist ein ärztliches Attest 
- oder im Einzelfall , insbesondere bei wiederholter Krankmeldung auf Verlangen des Prü­
fungsausschusses ein amtsärztliches Attest - vorzulegen. Der Krankheit der oder des Stu­
dierenden steht die Krankheit eines von ihr oder ihm überwiegend allein zu versorgenden 
Kindes gleich. Dies gilt ebenfalls im Falle der Krankheit einer oder eines nach ärztlichen 
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Zeugnis pflegebedürftigen nahen Angehörigen der oder des Studierenden, wenn die oder 
der Studierende amtlich, d. h. durch eine offizielle Stelle nachweist, dass sie oder er mit der 
Pflege des nahen Angehörigen betraut ist. Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin, in der Regel der nächste reguläre Prüfungstermin, anberaumt. Konnte bei einer 
Prüfung der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden, so kann der Ab­
gabetermin hinausgeschoben werden. Der Abgabetermin kann - sofern in den besonderen 
Teilen der Prüfungsordnung keine kürzeren Fristen bestimmt werden - in der Regel um bis 
zu sechs Wochen verschoben werden. Danach ist bei längerer Krankheit i. d. R. ein neues 
Thema zu stellen. 

(4) Versucht der Prüfling, das Ergebnis seiner Studien- oder Prüfungsleistung durch Täu­
schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende 
Studien- oder Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden" bzw. „nicht ausreichend" bewertet. 
Schon das Mitführen eines zu Täuschungszwecken geeigneten Hilfsmittels im Prüfungs­
raum gilt als Täuschung. Erlaubte Hilfsmittel und der Umgang mit zu Täuschungszwecken 
geeigneten Hilfsmitteln werden durch die Prüfende oder den Prüfenden vor Prüfungsbeginn 
bekanntgegeben. In besonders schweren Fällen kann der Prüfungsausschuss zusätzlich 
das endgültige Nichtbestehen der Prüfungs- oder der Studienleistung und damit das Schei­
tern in dem Studiengang feststellen. Ein besonders schwerer Fall liegt insbesondere bei 
Plagiaten, Verwendung nicht zugelassener elektronischer Hilfsmittel, auch zur Kommunika­
tion während der Prüfung, bei organisiertem Zusammenwirken mehrerer Personen und bei 
Wiederholungsfällen vor. Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, 
kann von der oder dem jeweils Prüfenden oder Aufsichtsführenden von der Fortsetzung der 
Prüfung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht 
ausreichend" bzw. „nicht bestanden" bewertet. Der Prüfling, der nach Satz 1 einer Täu­
schung verdächtig ist, darf nach Herausgabe des Täuschungsmittels die Prüfung fortset­
zen. Das Täuschungsmittel kann bis zum Abschluss des Verfahrens konfisziert werden. 
Das Täuschungsmittel wird spätestens mit Bestandskraft der Entscheidung zurückgegeben. 

§ 12 
Bewertung der Studien- oder Prüfungsleistung und Bildung der Einzel- und Modulnoten 

(1) Die einzelne Studien- oder Prüfungsleistung wird von der oder dem jeweils Prüfenden oder, 
wenn die Prüfungsleistung von zwei Prüfenden zu bewerten ist, von beiden Prüfenden be­
notet. Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungen sind in der Regel spätestens vier Wochen 
nach Abgabe der jeweiligen Prüfung bekannt zu geben. 

(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 

1 =sehr gut =eine besonders hervorragende Leistung, 

2 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen lie­
gende Leistung, 

3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforde­
rungen entspricht, 

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen 
entspricht, 

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen 
nicht genügt. 

Die Notenziffern können zur differenzierten Bewertung um 0,3 erhöht oder erniedrigt wer­
den und sind in dieser Form zur Berechnung der Gesamtnote heranzuziehen. Die Noten 
0,7; 4,3; 4,7; 5,3 sind dabei ausgeschlossen. Studienleistungen können nach Satz 1 be­
notet oder mit bestanden/nicht bestanden bewertet werden. Bei der Berechnung der Ge­
samtnote werden die Noten für Studienleistungen nicht berücksichtigt, außer bei der Prü­
fungsform Klausur+. Bei der Notenbildung für Prüfungen, die von mehr als einem oder einer 
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Prüfenden bewertet werden, kann die Endnote auch geringere Abstufungen als 0,3 aufwei­
sen (siehe Absatz 3 Satz 4). 
Bei der Bekanntgabe mittels Aushangs muss der Prüfling wissen, ab wann, wie lange und 
wo der Aushang erfolgt. Die Mindestaushangdauer beträgt einen Monat. Bei einem endgül­
tigen Nichtbestehen hat eine schriftliche Bekanntgabe mit Rechtsbehelfsbelehrung zu er­
folgen . 

(3) Ein Modul wird in der Regel mit einer Studien- und/oder einer Prüfungsleistung abge­
schlossen. Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend" bzw. „be­
standen" bewertet wurde. Wird eine Prüfung von zwei Prüfenden bewertet, ist sie bestan­
den, wenn beide die Leistung mit mindestens „ausreichend" oder „bestanden" bewerten. 
Die Note einer bestandenen Prüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der von den Prü­
fenden festgesetzten Einzelnoten. Die Begründung der Bewertungsentscheidung mit den 
sie tragenden Erwägungen ist, soweit sie nicht zugleich mit der Bewertung erfolgt, auf An­
trag der oder des Studierenden dieser oder diesem schriftlich mitzuteilen. Die Begründung 
ist mit der Prüfungsarbeit zu der Prüfungsakte zu nehmen. 

(4) Bei der Bildung der Note gemäß Absatz 3 Satz 4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Die 
Note lautet: 
Bei einem Durchschnitt bis einschl. 1,5 „sehr gut", 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschl. 2,5 „gut", 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschl. 3,5 „befriedigend", 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschl. 4,0 „ausreichend", 
bei einem Durchschnitt ab 4, 1 „nicht ausreichend". 

(5) Hat ein Prüfling an einer Prüfung teilgenommen, obwohl ihm keine Wiederholungsmöglich­
keit mehr zustand, so wird das Ergebnis der Prüfung nicht gewertet. Entsprechendes gilt in 
der Regel auch, wenn ein Prüfling an einer Prüfung teilgenommen hat, obwohl er nicht zu­
gelassen war. 

(6) Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend" bzw. „bestanden" be­
wertet wurde. Besteht die Prüfung ausnahmsweise aus mehreren Prüfungs- und/oder Stu­
dienleistungen, ist die Prüfung bestanden, wenn jede Prüfungs- bzw. Studienleistung mit 
mindestens „ausreichend" bzw. „bestanden" bewertet wurde, es sei denn, in den Besonde­
ren Teilen ist für konkret zu bezeichnende Prüfungen bestimmt, dass mit „nicht ausrei­
chend" bewertete Prüfungsleistungen durch besser bewertete Leistungen ausgeglichen 
werden. Die Note des Moduls errechnet sich - soweit in den Besonderen Teilen keine an­
derweitigen Regelungen enthalten sind - aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt der Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. Absatz 2 Satz 6 gilt entspre­
chend. Module, die mit einer Studienleistung abschließen, gehen nicht in die Bildung der 
Gesamtnote ein. 

§ 13 
Freiversuch, Wiederholung von Prüfungen 

(1) Erstmals nicht bestandene Prüfungen können zweimal wiederholt werden. Nach dem Be­
stehen ist, sofern kein Freiversuch gern. Absatz 2 vorliegt, keine Wiederholung mehr mög­
lich. 

(2) Wird der erste Versuch im Rahmen der Regelstudienzeit abgelegt, gilt dieser als Freiver­
such. Ein Freiversuch hat zur Folge, dass die Prüfung auch bei Bestehen zur Notenverbes­
serung nach Anmeldung einmal spätestens am Ende des übernächsten Semesters wie­
derholt werden kann, dabei zählt das jeweils bessere Ergebnis. Gründe, welche einen 
Rücktritt gemäß § 11 Abs. 3 rechtfertigen, führen nur auf Antrag zu einer Verlängerung des 
Zeitraums in der eine Prüfung als Freiversuch abgelegt werden kann. Eine Notenverbesse­
rung bei einer mit 1,0 bewerteten Prüfung ist ausgeschlossen. Ein zweiter Freiversuch der­
selben Prüfung ist ausgeschlossen. Die vorgenannten Freiversuchsregelungen gelten nicht 
für die Fertigung der Studien-, Bachelor- oder Masterarbeit. 
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(3) Nach Erreichen der zum Bestehen des Studiengangs notwendigen Leistungspunkte be­
steht ein Anspruch auf Wiederholung einer Prüfung nur dann, wenn innerhalb von zwei 
Wochen nach Erreichen der notwendigen Leistungspunkte eine Mitteilung der Verbesse­
rungsabsicht an das Prüfungsamt erfolgt ist. 

(4) Sofern der Freiversuch nicht in einem Pflichtbereich abgelegt wurde, ist ein Wechsel des 
Prüfungsfachs - vorbehaltlich anderer Regelungen in den besonderen Teilen der Prü­
fungsordnung - bis zum Ende des übernächsten Semesters möglich. In den Besonderen 
Teilen der Prüfungsordnung kann ferner geregelt werden, dass außerhalb der Regelstudi­
enzeit in maximal drei Fällen Prüfungsleistungen in Wahl- oder Wahlpflichtfächern, die im 
ersten Versuch nicht bestanden wurden, nicht wiederholt werden müssen. In beiden Fällen 
ist dieses dem Prüfungsausschuss durch den Prüfling mitzuteilen. 

(5) Wird die Prüfungsleistung auch in dem letzten Versuch erneut mit „nicht ausreichend" be­
wertet oder gilt sie als mit „nicht ausreichend" bewertet, so ist die Bachelor- oder Master­
prüfung endgültig nicht bestanden. Sofern es sich bei dieser Wiederholungsprüfung um ei­
ne Klausur oder Klausur+ handelt, darf die Note „nicht ausreichend" nur nach mündlicher 
Ergänzungsprüfung getroffen werden. Diese mündliche Ergänzungsprüfung wird von zwei 
Prüfenden abgenommen; im Übrigen gilt § 9 Abs. 4 entsprechend. Die Prüfenden setzen 
die Note der Wiederholungsprüfung, die nur „ausreichend" oder „nicht ausreichend" lauten 
kann, unter angemessener Berücksichtigung der schriftlichen Leistungen und des Ergeb­
nisses der mündlichen Ergänzungsprüfung fest. Die mündliche Ergänzungsprüfung ist aus­
geschlossen, wenn die schriftliche Prüfungsleistung gemäß § 11 Abs. 2 oder Abs. 4 als mit 
„nicht ausreichend" bewertet gilt. Der Prüfling muss innerhalb eines Monats nach Notenbe­
kanntgabe der schriftlichen Leistung einen Termin für die mündliche Ergänzungsprüfung 
mit der oder dem Prüfenden vereinbaren und dem Prüfungsausschuss oder der von ihm 
beauftragten Stelle mitteilen. Der Termin der mündlichen Ergänzungsprüfung soll von der 
oder von dem Prüfenden so festgelegt werden, dass er bis spätestens zwei Monate nach 
Notenbekanntgabe der schriftlichen Leistung stattgefunden hat. Dem Prüfling soll die Ein­
sicht in die nicht bestandene Klausur vor dem Prüfungstermin ermöglicht werden. Sofern 
der Prüfungstermin dem Prüfungsausschuss vom Prüfling nicht innerhalb der Monatsfrist 
mitgeteilt wird, wird dem Prüfling vom Prüfungsausschuss ein Termin für die mündliche Er­
gänzungsprüfung zugeteilt. In den besonderen Teilen der Prüfungsordnungen können zum 
Verfahren abweichende Regelungen getroffen werden. Ist der Prüfling zur Prüfung nicht 
erschienen, wird die mündliche Ergänzungsprüfung und damit die gesamte Prüfung gern. § 
11 Abs. 2 APO mit der Note 5,0 bewertet und hat gemäß § 17 Abs. 3 APO das endgültige 
Scheitern im Studium zur Folge. Bei Vorliegen triftiger Gründe gemäß § 11 Abs. 3 APO 
kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall die Frist verlängern. Diese Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss gegenüber unverzüglich schriftlich dargelegt werden. 

(6) Die Verfahrensbestimmungen für Prüfungen gelten auch für Wiederholungsprüfungen, so­
fern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
geschaffen werden. 

§ 14 
Bachelor- / Masterarbeit 

(1) Die Bachelor- oder Masterarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb 
einer vorgegebenen Frist ein Problem aus der gewählten Fachrichtung selbstständig nach 
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Thema und Aufgabenstellung der Arbeit müs­
sen dem Prüfungszweck (§ 2) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 5 entsprechen. Die 
Art der Aufgabe und die Aufgabenstellung müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 
Studierende müssen bis zum Erbringen der letzten Leistung in dem entsprechenden Studi­
engang bzw. zum Zeitpunkt der Abgabe der Abschlussarbeit immatrikuliert sein. 

(2) Die Bachelor- oder Masterarbeit kann bei geeigneter Themenstellung in Form einer Grup­
penarbeit angefertigt werden. Der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzel­
nen Prüflings muss auf Grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen ob­
jektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein und den Anforderungen 
nach Absatz 1 entsprechen. 
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(3) Das Thema der Arbeit kann von den Mitgliedern der Hochschullehrergruppe und den 
hauptamtlich tätigen Privatdozentinnen und Privatdozenten der für den Studiengang jeweils 
verantwortlichen Fächern vergeben werden. Das Thema kann auch von den im Ruhestand 
befindlichen Professorinnen und Professoren der Fächer und mit Zustimmung des Prü­
fungsausschusses auch von weiteren zur Abnahme von Prüfungen berechtigten Personen 
gern. § 5 Abs. 1 vergeben werden. Im Fall von Satz 2 muss die oder der Zweitprüfende 
hauptamtliche Professorin oder hauptamtlicher Professor des Faches sein. 

(4) Das Thema wird von der oder dem Erstprüfenden festgelegt. Auf Antrag sorgt der Prü­
fungsausschuss dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema erhält. Die Ausgabe des 
Themas erfolgt über den Vorsitz des Prüfungsausschusses oder über von ihm beauftragte 
Stellen; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. Mit der Ausgabe des Themas werden die 
oder der Prüfende, die oder der das Thema festgelegt hat (Erstprüfende oder Erstprüfen­
der), und die oder der Zweitprüfende bestellt. 

(5) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine anderen Regelungen enthal­
ten sind, werden für die Bachelorarbeit 12 und für die Masterarbeit 30 Leistungspunkte ver­
geben, wobei die Bearbeitungszeit drei bzw. sechs Monate beträgt. Das Thema kann nur 
einmal und nur innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit nach Satz 1 zurückgege­
ben werden. Auf begründeten Antrag kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall die Bear­
beitungszeit ausnahmsweise um bis zu einem Drittel verlängern. In den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnung können die in Satz 1 und Satz 3 genannten Fristen verkürzt werden. 

(6) Bei der Abgabe der Arbeit hat der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er die Arbeit - bei 
einer Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - selbstständig 
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Im 
Übrigen gilt § 9 Abs. 11 entsprechend. 

(7) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
zur Form getroffen werden, ist die Arbeit- in der Regel in zwei gebundenen Exemplaren 
und zusätzlich in elektronischer Form - fristgemäß bei der oder dem Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses bzw. den von ihm beauftragten Stellen abzuliefern; der Abgabezeitpunkt 
ist aktenkundig zu machen. 

(8) Die Arbeit ist in der Regel innerhalb von vier Wochen nach ihrer Abgabe durch beide Prü­
fende nach § 12 Abs. 2 bis 4 zu bewerten. 

(9) Zur Bachelor- oder Masterarbeit wird nur zugelassen, wer die in den Besonderen Teilen der 
Prüfungsordnung festgelegten Voraussetzungen erfüllt. Auf Antrag kann der Prüfungsaus­
schuss Ausnahmen zulassen. 

(10) Die Besonderen Teile der Prüfungsordnung können regeln, dass im Zusammenhang mit der 
Bachelor-/ Masterarbeit ein Kolloquium oder eine Präsentation durchzuführen ist. Die nähe­
ren Einzelheiten, auch zur Vergabe von Leistungspunkten, sind ebenfalls in den Besonde­
ren Teilen der Prüfungsordnung zu bestimmen. 

§ 15 
Wiederholung der Bachelor-/Masterarbeit 

(1) Die Bachelor- oder Masterarbeit kann, wenn sie mit „nicht ausreichend" bewertet wurde 
oder als mit „nicht ausreichend" bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wie­
derholung ist ausgeschlossen. Eine Rückgabe des Themas ist bei der Wiederholung der 
Arbeit nur zulässig, wenn von dieser Möglichkeit nicht schon bei der ersten Arbeit (§ 14 
Abs. 5 Satz 2) Gebrauch gemacht wurde. Die Ausgabe des Themas für die Wiederholung 
der Arbeit muss spätestens drei Monate nach Bekanntgabe des Ergebnisses der ersten 
Arbeit beantragt werden, sofern nicht auf Grund der Vorgaben in den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnung vom Prüfungsausschuss Termine für die Ausgabe des Themas für 
Wiederholungsarbeiten vorgegeben werden. Wird die Frist nicht eingehalten, so weist der 
Prüfungsausschuss in Absprache mit einer oder einem Erstprüfenden ein Thema zur Bear­
beitung zu. 

Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) Seite 14 



(2) Die Bearbeitung der Bachelor- oder Masterarbeit kann, sofern die Frist für eine Rückgabe 
des Themas (§ 14 Abs. 5 Satz 2) bereits abgelaufen ist, durch eine schriftliche Erklärung 
des Prüflings abgebrochen werden. Die Arbeit gilt dann als mit „nicht ausreichend" bewer­
tet und kann nach Maßgabe des Absatzes 1 wiederholt werden. 

§ 16 
Ergebnis der Prüfung, Beendigung des Studiums 

(1) Die Bachelor- oder Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche nach den Besonderen 
Teilen der Prüfungsordnung erforderlichen Prüfungen einschließlich der jeweiligen Ab­
schlussarbeit mit mindestens „ausreichend" bewertet und die ggf. erforderlichen Studienle­
istungen bestanden wurden und die erforderliche Anzahl von in der Regel 180 bzw. 120 
Leistungspunkten erreicht wurde. 

(2) Die Gesamtnote der Bachelor- oder Masterprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt 
der nach Leistungspunkten gewichteten Noten für die Module einschließlich der Bachelor­
oder Masterarbeit; § 12 Abs. 4 und 6 gilt entsprechend. Sofern innerhalb eines Moduls 
mehr Leistungspunkte erworben wurden als nach der Prüfungsordnung vorgegeben, geht 
in die Berechnung der Modulnote nur die der Prüfungsordnung entsprechende Punktzahl 
chronologisch nach Prüfungsdatum des ersten Prüfungsversuchs ein. Sofern in den be­
sonderen Teilen der Prüfungsordnung nicht anders geregelt, errechnet sich die Modulnote 
aus dem Durchschnitt der Leistungspunkte aller eingegangenen Prüfungen. Das Modul 
wird nur mit den in der Prüfungsordnung angegebenen Leistungspunkten gezählt. 
Werden mehr Module absolviert als nach der Prüfungsordnung vorgegeben und werden die 
Prüfungen auch nicht als Zusatzprüfungen gekennzeichnet, gehen - sofern die Besonderen 
Teile der Prüfungsordnungen nichts anderes vorsehen - die Modulnoten in die Berechnung 
der Gesamtnote chronologisch nach Modulabschlussdatum ein, bis die maximale Anzahl 
von Leistungspunkten erreicht bzw. überschritten ist. 
Pflichtmodule und die Abschlussarbeit gehen mit der vollen Leistungspunktezahl des Mo­
duls in die Gesamtnote ein. Die Gesamtnote wird dabei ebenfalls aus dem Durchschnitt al­
ler eingegangenen Module berechnet. In den Besonderen Teilen der Ordnung kann gere­
gelt werden, dass bei der Berechnung der Gesamtnote die Noten bestimmter Prüfungen 
besonders gewichtet oder auf Antrag nicht berücksichtigt werden. Eine Nichtberücksichti­
gung von Noten kommt- sofern die Besonderen Teile der Prüfungsordnungen nichts ande­
res vorsehen - begrenzt auf maximal 12 Leistungspunkte im Rahmen des Bachelor- und 10 
LP im Rahmen des Masterstudiums in Betracht. Eine teilweise Nichtberücksichtigung von 
Leistungspunkten eines Moduls ist dabei nicht zulässig. In den Besonderen Tei len der Ord­
nung kann geregelt werden, dass bei insgesamt hervorragenden Prüfungsleistungen das 
Prädikat „mit Auszeichnung bestanden" verliehen wird. 

(3) Das Studium ist endgültig „nicht bestanden", wenn 
- auf Grund einer schweren Täuschung gemäß§ 11 Abs. 4 S. 2 das endgültige Scheitern 

in einem Prüfungsfach festgestellt wurde, 
- eine Wiederholungsmöglichkeit für eine nicht bestandene Prüfungsleistung nicht mehr 

besteht oder 
- die Bachelor-/Masterarbeit auch im Wiederholungsfall mit „nicht ausreichend" bewertet 

wurde oder als mit „nicht ausreichend" bewertet gilt. 

(4) Der Prüfungsanspruch erlischt bei auslaufenden Studiengängen spätestens nach Ablauf 
der doppelten Regelstudienzeit, gerechnet von dem Zeitpunkt der letzten Einschreibemög­
lichkeit zum ersten Semester. 
Der Prüfungsausschuss kann in besonderen sozialen oder persönlichen Härtefällen, etwa 
Krankheitsfällen oder der Pflege Angehöriger, die Frist verlängern. 
Das frühere oder spätere Erlöschen des Prüfungsanspruchs aufgrund anderer Regelungen 
bleibt unberührt. 
Das Erlöschen des Prüfungsanspruchs zieht die Exmatrikulation zum Ende des Semesters 
nach sich. 
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§ 17 
Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) Hat der Prüfling die Bachelor- oder Masterprüfung bestanden, so erhält er unverzüglich, 
möglichst innerhalb von acht Wochen, ein Zeugnis, in dem insbesondere die Gesamtnote, 
die abgelegten Module mit den dazugehörigen Leistungspunkten und Noten sowie das 
Thema der Abschlussarbeit und deren Note und Leistungspunktzahl aufgeführt werden. 
Für Zeugnisse mit dem Abschlussdatum ab dem 1. Oktober 2013 ist das Zeugnis entspre­
chend der in Anlage 1 beigefügten Muster zu erstellen. Als Datum des Zeugnisses ist der 
Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung abgegeben bzw. münd­
lich erbracht wurde. Zusammen mit dem Zeugnis wird dem Prüfling eine Bachelor- oder 
Masterurkunde gemäß dem in Anlage 2 beigefügten Muster ausgestellt. Darin wird die Ver­
leihung des akademischen Grades beurkundet. Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Dem 
Zeugnis wird ein Diploma Supplement (Anlage 3) beigefügt, das eine Beschreibung der 
durch den jeweiligen Studiengang erworbenen Qualifikationen enthält. Zeugnis, Urkunde 
und Diploma Supplement werden in deutscher und englischer Sprache ausgestellt und tra­
gen die Namen bzw. die Unterschrift derjenigen Amtswalter, die zum Zeitpunkt der Ausstel­
lung der Dokumente das jeweilige Amt innehaben. 

(2) Zusätzlich zur Gesamtnote wird im Diploma Supplement eine ECTS-Notenverteilungs­
skala aufgeführt. Dabei wird eine Statistik der relativen Häufigkeit und die kumulierte Häu­
figkeit der Gesamtnoten des Studiengangs nach den jeweils geltenden europäischen Re­
gelungen (u.a. ECTS Users' Guide) errechnet. Bezugsgröße sind die erzielten Gesamtno­
ten der Absolventen der vorangegangenen vier Semester (ohne das laufende Semester). 
Dies gilt auch dann, wenn sich die Prüfungsordnung geändert hat, jedoch der Inhalt des 
betreffenden Studiengangs im Wesentlichen unverändert geblieben ist. Die Bildung der 
entsprechenden Kohorten erfolgt am 31.10. bzw. 30.04. eines Jahres. Die ECTS­
Notenverteilungsskala wird nur aufgeführt, wenn die Gesamtzahl der verglichenen Noten 
mindestens 30 beträgt. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung kann geregelt wer­
den, dass im Zeugnis auch für Einzelnoten eine ECTS-Note zusätzlich anzugeben ist. 

(3) Hat ein Prüfling noch nicht alle Leistungen erbracht oder alle Leistungen erbracht, die je­
doch noch nicht vollständig bewertet wurden, so wird ihm auf Antrag gegen Vorlage der 
entsprechenden Nachweise vom Prüfungsausschuss eine schriftliche Bescheinigung aus­
gestellt. Diese Bescheinigung enthält die zum Zeitpunkt der Fertigung der Bescheinigung 
vorliegenden bestandenen oder teilweise bestandenen Module mit deren Noten und die er­
reichten Leistungspunkte. Wird die Bescheinigung vor dem Erbringen der letzten Prüfung 
beantragt, so weist die Bescheinigung dieses aus. In jedem Fall gibt die Bescheinigung die 
zum Bestehen der Bachelor- oder Masterprüfung noch fehlenden Leistungspunkte bzw. 
noch ausstehende Benotungen an. Bei teilweise absolvierten oder erst teilweise benoteten 
Modulen werden die auf die abgelegten Prüfungen fiktiv entfallenden Leistungspunkte aus­
gewiesen. Auf Antrag wird zusätzlich eine Bescheinigung ausgestellt, die lediglich die er­
brachten Prüfungen ausweist. 

(4) Der Bescheid über eine endgültig nicht bestandene Bachelor- oder Masterprüfung wird 
durch den Prüfungsausschuss in schriftlicher Form erteilt. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die Bescheinigung gemäß Absatz 3 Satz 1 wird 
auch ohne Antrag ausgestellt und beigefügt. 

§ 18 
Zusatzprüfungen 

(1) Studierende können über den für die einzelnen Studiengänge vorgesehenen Umfang hin­
aus Leistungspunkte bis zum Ende des Semesters erwerben, in dem die Prüfungs- und 
Studienleistungen, die zum Abschluss des Studiums erforderlich sind, vollständig erbracht 
wurden. Die oder der Studierende hat vor Anmeldung beim Prüfungsausschuss zu bean­
tragen, dass die Prüfung als Zusatzprüfung gewertet werden soll. Dabei können - sofern 
entsprechende Kapazität zur Verfügung steht - auch Studienangebote aus anderen Ba­
chelor- oder Masterstudiengängen genutzt werden. Studierende aus Bachelorstudiengän­
gen können in diesem Zusammenhang maximal 35 Leistungspunkte aus Masterstudien-
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gängen erwerben. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen kann geregelt wer­
den, dass - nach Wahl des Studierenden - in maximal drei Fällen Prüfungsleistungen in 
Wahl- und Wahlpflichtbereichen, die bestanden wurden, durch Zusatzprüfungen des ent­
sprechenden Wahl bzw. Wahlpflichtbereiches ersetzt werden können. 
Unberührt spezieller Regelunge~ müssen Prüfungen, die als Zusatzprüfungen gelten sol­
len, vor Ablegung der letzten Prüfung, die zum Bestehen des Studiums erforderlich ist, 
beim Prüfungsausschuss angemeldet werden. Abweichend von§ 17 wird das Zeugnis ent­
sprechend zu einem späteren Zeitpunkt erstellt. 

(2) Das Ergebnis der Zusatzprüfungen und die erreichte Zahl der Leistungspunkte wird auf 
Antrag in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit 
einbezogen. 

§ 19 
Einstufungsprüfung 

(1) Abweichend von den Regelungen zur Zulassung zu den Prüfungen der Bachelor­
/Masterprüfung und zu der Abschlussarbeit kann auch zugelassen werden, wer in einer 
Einstufungsprüfung nachweist, dass er über Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt, die in be­
stimmten Modulen des betreffenden Studienganges vermittelt werden. 

(2) Zur Einstufungsprüfung wird nur zugelassen, wer in einem Bewerbungsverfahren 
1. die Berechtigung zum Studium in dem entsprechenden Studiengang nachweist, 
2. eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine fünfjährige Berufstätigkeit in einem 

dem Studium in dem gewählten Studiengang förderlichen Beruf nachweist oder über 
entsprechende anderweitig erworbene praktische Erfahrungen verfügt und 

3. den Erwerb der für die Einstufungsprüfung erforderlichen Kompetenzen glaubhaft 
macht. 

(3) Zur Einstufungsprüfung wird nicht zugelassen, wer für einen Studiengang dieser Fachrich­
tung an einer Hochschule eingeschrieben ist oder in den drei vorangegangenen Jahren 
eingeschrieben war oder wer eine Vorprüfung, Bachelor-/Masterprüfung oder eine entspre­
chende staatliche oder kirchliche Prüfung, eine Einstufungsprüfung oder Externenprüfung 
in einem solchen Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder zu einer Einstufungsprü­
fung oder Externenprüfung in einem solchen Studiengang endgültig nicht zugelassen wur­
de. 

(4) Der Antrag auf Ablegung der Einstufungsprüfung ist an den zuständigen Prüfungsaus­
schuss zu richten. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. eine Erklärung darüber, in welchem Umfang und für welche Module die Anerkennung 

von Leistungspunkten beantragt wird, 
2. die Nachweise nach Absatz 2, 
3. eine Darstellung des Bildungsganges und der ausgeübten beruflichen Tätigkeiten, 
4. Erklärungen nach Absatz 3. 

(5) Über den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss. Ist es der Bewerberin oder dem Be­
werber nicht möglich, eine nach Absatz 4 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen 
Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu 
führen. 

(6) Ergeben sich Zweifel hinsichtlich der in Absatz 2 Nrn. 2 und 3 genannten Voraussetzungen, 
so kann der Prüfungsausschuss bestimmen, dass ein Fachgespräch mit der Bewerberin 
oder dem Bewerber von mindestens 30 Minuten Dauer durchgeführt wird. Der Prüfungs­
ausschuss bestellt hierfür zwei Prüfende, eine der prüfenden Personen muss der Hoch­
schullehrergruppe angehören. Im Übrigen findet§ 9 Abs. 4 entsprechende Anwendung. Die 
beiden Prüfenden stellen fest, ob die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nrn. 2 und 3 gege­
ben sind. Die Bewerberin oder der Bewerber hat nach der Mitteilung des Ergebnisses des 
Fachgespräches das Recht, den Antrag zurückzuziehen oder hinsichtlich Absatz 4 Satz 2 
Nr. 1 zu ändern . 
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(7) Über das Ergebnis des Antragsverfahrens wird ein schriftlicher Bescheid erteilt. Zugelasse­
ne Personen haben unbeschadet der immatrikulationsrechtlichen Vorschriften das Recht, 
sich als Gasthörerin oder Gasthörer durch den Besuch von Lehrveranstaltungen über die in 
den betreffenden Modulen vermittelten Kenntnisse und Kompetenzen zu informieren. Nicht 
zugelassene Personen können das Bewerbungsverfahren einmal wiederholen. In dem Be­
scheid nach Satz 1 wird ein Zeitraum festgelegt, innerhalb dessen eine Wiederholung des 
Bewerbungsverfahrens unzulässig ist. Dieser Zeitraum darf ein Jahr nicht unterschreiten 
und drei Jahre nicht überschreiten. 

(8) Die Art der Prüfungen und die Prüfungstermine für die Einstufungsprüfung werden vom 
Prüfungsausschuss festgesetzt. Die Einstufungsprüfung ist hinsichtlich des Verfahrens 
nach den gleichen Grundsätzen durchzuführen wie die entsprechenden Prüfungen in die­
sem Studiengang. Die Anforderungen bemessen sich nach den Prüfungsinhalten der den 
betreffenden Modulen zugeordneten Prüfungen bzw. richten sich nach den in den Modulen 
vermittelten Kompetenzen. In geeigneten Fällen können die Prüfungen zusammen mit den 
Prüfungen für die Studierenden dieses Studienganges abgenommen werden. 

(9) Für die Bewertung und die Wiederholung der Prüfungen für die Einstufungsprüfung gelten 
die§§ 9, 10, 11, 12, 13 entsprechend. 

(10) Über das Ergebnis der Einstufungsprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. Der Bescheid 
kann unter der Bedingung ergehen, dass bestimmte Prüfungen innerhalb einer bestimmten 
Frist nach Aufnahme des Studiums erbracht werden. Der Bescheid kann auch eine Einstu­
fung in ein anderes Semester vorsehen, als beantragt wurde. Im Zeugnis gern. § 18 Abs. 1 
werden nur die Leistungen berücksichtigt, die nach Beginn des Studiums absolviert wur­
den. 

§ 20 
Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Prüfung ganz 
oder teilweise für „nicht bestanden" erklären bzw. die Note ändern. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der 
Prüfling hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Wur­
de die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss un­
ter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die Rücknahme rechtswidriger Verwal­
tungsakte. 

(3) Dem Prüfling ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der Angelegenheit mit 
dem Prüfungsausschuss zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und durch ein richtiges Zeugnis oder eine 
Bescheinigung nach § 18 zu ersetzen. Mit dem unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch die 
Bachelor- oder Masterurkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund einer Täuschung 
für „nicht bestanden" oder „nicht ausreichend" erklärt wurde. Eine Entscheidung nach den 
Absätzen 1 und 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungs­
zeugnisses ausgeschlossen. 

§ 21 
Einsicht in die Prüfungsakte 

(1) Dem Prüfling wird auf Antrag nach Abschluss jeder Prüfung Einsicht in seine schriftlichen 
Prüfungsarbeiten, in die Bemerkungen der Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle ge­
währt. Der Antrag ist spätestens innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Prüfungen 
bzw. der Bachelor-/Masterarbeit oder des Bescheides über die nichtbestandene Prüfung 
beim Prüfungsausschuss zu stellen. Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der 
Einsichtnahme. 
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(2) Unabhängig von Absatz 1 wird der Termin zur Einsicht in die bewerteten Klausurarbeiten in 
der Regel von den Prüfenden bekanntgegeben. 

§ 22 
Hochschulöffentliche Bekanntmachungen 

(1) Dieser Allgemeine Teil der Prüfungsordnung sowie die Besonderen Teile der Prüfungsord­
nung sind hochschulöffentlich bekannt zu machen. Die einzelnen Prüfungsausschüsse sor­
gen dafür, dass die Studierenden in geeigneter Weise von dieser Prüfungsordnung und den 
Besonderen Teilen der Prüfungsordnung Kenntnis nehmen können. 

(2) Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragten Stellen können Entscheidungen und 
andere Maßnahmen, die nach dieser Prüfungsordnung getroffen werden, insbesondere die 
Zulassung zur Prüfung, Versagung der Zulassung, Melde- und Prüfungstermine und -fristen 
sowie Prüfungsergebnisse, hochschulöffentlich in ortsüblicher Weise bekannt machen. Da­
bei sind datenschutzrechtliche Bestimmungen zu beachten. 

§ 23 
Einzelfallentscheidungen, Widerspruchsverfahren 

(1) Nach§ 12 gebildete Einzel- oder Modulnoten werden von der oder dem Prüfenden bzw. für 
diese oder diesen bekannt gegeben. Noten von Abschlussarbeiten, Noten des letzten Ver­
suchs sowie das endgültige Nichtbestehen des Studiums werden von dem oder für den 
Prüfungsausschuss bekannt gegeben. Sofern aus den einzelnen Vorschriften nichts ande­
res hervorgeht, werden sonstige Entscheidungen nach dieser Prüfungsordnung durch den 
Prüfungsausschuss getroffen. Abweichungen in den Besonderen Teilen der Prüfungsord­
nungen sind möglich. 

(2) Wenn ein Verwaltungsakt des Prüfungsausschusses angegriffen wird, ist - sofern das Wi­
derspruchsverfahren statthaft ist - der Fakultätsrat die Widerspruchsbehörde. Wenn ein 
Verwaltungsakt einer Behörde, die nicht der Prüfungsausschuss oder Fakultätsrat ist, an­
gegriffen wird, ist - sofern das Widerspruchsverfahren statthaft ist - der Prüfungsaus­
schuss die Widerspruchsbehörde. Notenverschlechterungen sind im Widerspruchsverfah­
ren ausgeschlossen. Für Überdenkensentscheidungen gegen Bewertungen, die nicht Ver­
waltungsakte sind, gelten die Vorschriften des Widerspruchsverfahrens sinngemäß. 

§ 24 
Übergangsvorschriften, Anwendungsbereich 

Sofern sich Besondere Teile der Prüfungsordnung auf eine vorhergehende Fassung des 
Allgemeinen Teils der Prüfungsordnung beziehen, sind die Verweise so zu verstehen, dass 
an die Stelle der zuvor in Bezug genommenen Vorschriften diejenigen Normen treten, wel­
che die in Bezug genommenen Thematiken enthalten. Dies gilt auch dann, wenn die Neu­
fassung der Allgemeinen Prüfungsordnung von der bisherigen Fassung abweicht. Soweit 
eine Prüfung oder ein Auslandsaufenthalt zu Studienzwecken bereits begonnen wurde, ist 
§ 6 Abs. 9 nicht anzuwenden. 

§ 25 
Inkrafttreten 

Dieser Allgemeine Teil der Prüfungsordnung tritt am 01.04.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
der bisher geltende Allgemeine Teil der Prüfungsordnung, TU-Verkündungsblatt Nr. 908 
vom 12.09.2013, außer Kraft. Die vorgenommenen Änderungen treten am 26.05.2019 in 
Kraft, die Änderungen in § 17 Abs. 2 treten zum 01.10.2019 in Kraft. 
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Anlage 1 

cl'.qiu.'t.e 
Carl-F ried rich-Gauß-Fakultät 

$~1~·· \ Technische 
~ ~ Universität 
"",p~ •• ! Braunschweig 

t>il>sc~4 

ZEUGNIS 1 CERTIFICATE 

Bachelor of Science 

Herr J Mr. 
Max Muster 

geboren am J born on 
09. September 1998 in Braunschweig 

bestand die Bachelorprüfung im Studiengang J successfully completed the bachelor degree in 

Wirtschaftsinformatik J Business Information Systems 

am 14. September 2017 

mit der Gesamtnote 1 with an overall grade of 

sehr gut 1 excellent 
(1.4) (14) 

ECTS-Note A 1 ECTS Grade A 

Module 1;111.ij.!i!.i&- Transcrlpt of Records MifHi.Mii-
Pflichtbereich Wirtschaftsinformatik Compulsory Oiscipline Business lnfonnation Systems 

Methoden und Modelle der sehr g ut l,O Methods and Models ofBusin~ excellent l.O 

Wirtschaftsinformatik Information Systems 

Einführung in die Wirtschaftsinformatik gut 2,0 lntroduction to Business Information good 2.0 

Systems 

Projektarbeit lO sehr gut 1,5 Project Work 10 excellent 1.5 

Taktisches Informations management sehr gut 1,0 T<1ctiG1l lnform<1tion Management excellent l.O 

Soflvi/are Engineering i gut 2,0 Software Engineering I good 2.0 

Software-Entwicklungspraktikum bestrnden Software Engineering Lcib pci ssed 

Pflichtbereich W"trtschaft.swissensdiaften Compulsory Oiscipline Economic Sciences 

Grundlagen der Vo lkswirtschaftslehre 6 sehr g ut 1,0 Bas ics ofEconomics excellent l.O 

Betriebliches Rechnungswesen 6 gut 2,0 Accounting 6 good 2.0 

Grundlagen der Betriebswirtschaftsleh re - sehr g ut l,O Bcisics ofßusiness Studies - Production Be 6 excellent 1.0 

Produktion Be Logistik und Finanzwirtschaft Logistics and Finance 

Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre - 6 gut 2,0 Basics ofBusiness Studies - Management good 2.0 

Unternehmensfühn.ing und Marketing and Marketing 

Grundlagen der Rechtswissenschaften 6 sehr g ut 1,0 Basics oflaw excellent 1.0 
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Module 1;;:1.1.; .111.1•-
Pflichtbereich Informatik 

Programmieren 1 

Programmieren II 

Com putem etze 1 

Rclationille Datenbanksysteme 1 
Algorithmen und Datenstrukturen 

PRid'ltbereich Grundlagen 
Analysis für Informatiker 

Lineare Algebra für Wirtschaftsinformatiker 

Qua ntitative Methoden in den 

Wirtschaftswissenschaften 

Wahlpflichtbereich Wirtschaftsinformatik 

Vertiefung - Decision Support 

Vertiefung - lnform<1tionsmanagement 

Wahlpflichtbereich Wirtschaftswissenschaften 

Vertiefung - Unternehmensrechnung AE 

Vertiefung - Volkswirtschafts lehre AE 

Vertiefung - Marketing 

Wahlpflichtbereich Informatik 

Programmieren für Fortgeschrittene 

Theoretische lnform•tik 1 

Professionalisierung 

Überfachliche Qu• lifikationen Bachelor 

Wirtschaftsinformatik 2 

Wirtschaftspolitik und -soziologie 

IT-Praxis 

Überfachliche Qu•lifibtionen Bachelor 

Wirtschaftsinformatik 3 

Bachelorarbeit 

Thema der Bachelorarbeit 

Zusatzprüfungen' 

Zusatzprüfung Deutsch Text 1 

Zusatzprüfung Deutsch Text 2 

Vertiefung Geschäftsprozess- und 
Projektma nagement 

Braunschweig, 20. November 2017 

Prof. Dr. Muster Name 

Dekan 1 Dean 
Carl-Friedrich-G•uß-Faku ltät 

6 gut 2,0 

sehr gut 1,0 

gut 2,0 

gut 2,0 
sehr g ut 1,0 

10 sehr gut 1,0 
gut 2,0 

gut 2,0 

6 sehr g ut 1,0 

6 sehr gut 1,0 

sehr gut 1,0 
gut 2,0 

6 sehr gut l,O 

sehr gut l,O 

gut 2,0 

bestanden 

bestanden 

~nden 

bestanden 

12 gut 2,0 

sehr gut l,O 

aus reichend 4.0 
6 gut i,7 

Siege/abdruck 

Noten:tufi:n: ct:h rsut (i.,os d::: i.s).gut(i,6::: ds ~),befriedigend (:i,6 s d:::3,s).a1r.rcichend(),6::: d S<$,o}. 
Bei d::: „. wird al~G~mtnot'edai Pridibt mit Au~dinung vergd>cn. •Bei der Be~nuni;derGenmtnotc 
unbcrOd:::id'ltigt.l<l.AncrbnntJU::„ 

ECTS Notc:A(be::te 10%). B(nJdi::te:zs %). C(JISd'l::te30 %). O(n~di::te 25 %), E(nJdi::te.10%) 
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Transcrip1 of Records pan;;•-
Compulsory Discipline Computer Scienc.e 

Programming 1 good 

Programming II excel lent 

Computer Networks 1 good 

Relational databasesystems 1 good 

Algorithms and Data Structures excellent 

Compulsory Discipline Basics 
Analysis for Computer Scientists 10 excellent 

Linear Algebr.i for Business Information good 

Systems Specia lists 

QuantibtNe Methods in Economic Sciences good 

Compulsory Elective Discipline Business Information Systems 

SpeciilliS<1tion - Decision Support 6 excellent 

SpeciilliS<1tion - lnform<1tion Management 6 excellent 

Compulsory Eled:ive Discipline Economic Scienc.es 
Specialisation - Management Accounting AE 6 excellent 

Specialisation - Economics AE 6 good 

SpecialiS<1tion - Marketing 6 excellent 

Cornpulsory Elective Discipline Computer Science 

Adve1nced Course in Programming 5 exce llent 

Theoretical Computer Sciencc 1 5 good 

Professionalisation 

lnterdisciplinary QualifiC3tions Bachelor p•ssed 
Business lnformillion Systems 2 

Economic Sociology and Economic Policy possed 

IT- Experience passed 

lnterdisciplinary Qu::ilrficatio ns Bachelor passed 

Business Information Systems 3 

Bachelor's Thesis 12 good 
The same in english1 

Additional Enmsa 

Additonal Exam English Text 1 excellent 

Additonal Exam English Text2 sufficient 

Specialisation - Proccss and Project good 

Management 

Prof. Dr. Muster Nilme 

Vorsitzender des Prüfungsausschusses 1 

Chai rman ofthc E>Glmination Board 

2.0 

1.0 

2.0 

2.0 

1.0 

1.0 

2.0 

2.0 

1.0 

1.0 

2.0 

1.0 

1.0 

2.0 

2.0 

1.0 

4-0 

L7 

Gr.)dingSy:tern: aed!ent(Lo:io cl -::; i..s), goocl (1-& :s; d :s; ~s). :.:iti~aory(!l-6 :s; d :s; J.S), ~ffiOent ().6 ::;; cl::;; 4.0} 
In er.c ofd" .„ thcdegr= i::gr:antedwith hono~ • Noc: eon:ide~ in the ulculacion ofthe ovcr:all gr:ade. 
"'Appio~from •.• 
•Thetitle ofthe 8.aehdor'::the::i::w:ctr:an::lattd from thcorii;inal langua~ 
ECTS gr:ade:A(bet 10%), ß(not ~ %),C(ncrt30%), O(ncct25%'), E(nei:t10%) 
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o•~IL~ Fakultät für Lebenswissenschaften 

~ ~ Universität 
l~1~·· \ Technische 

\~ •• 
4
! Braunschweig 

<\>sc~ 

ZEUGNIS 1 CERTIFICATE 

Master of Science 

Frau IMs. 
Martina Muster 

geboren am 1 born on 

29. Oktober i990 in Testdorf 

bestand die Bachelorprüfung im Studiengang 1 successful ly completed the bachelor degree in 

Biologie 

Schwerpunkte: Biochemie/ Bioinformatik 

und Zellbiologie 

Biology 

Study Focus: Biochemistry / Bioinformatics 

and Cell Biology 

am 23. August 2016 

mit der Gesamtnote 1 with an overall grade of 

sehr gut 1 excellent 
(1,5) (1.5) 

ECTS-Note C j ECTS Grade C 

Module i@li,j.t.lih!M- Transcnpt of Records p&Hi.@tj-

Wali lpflichtbereich Compulsory Disciplines 

Molekulare Biotechnologie für 10 gut 2,0 Molecular Biotechnology für Master 10 good 2.0 

Mcisterstudierende Students 
Mikrobielle Wirkstoffproduzenten - Die 10 seh r gut l,O The Myxobacteria - Microbial Producers of 10 excellent LO 

Myxobaktcrien >i. Sccondary Metabolites" 

Ze llbiologie der Entwicklung und Funktion 10 sehr gut l,o Cell Biology ofCNS Development and 10 excellent l.O 

des zcntnlen Nervensystems Function 

Pflanzliche Zelltechnik - Gc ntliilnsfer und 10 sehr gut 1,0 Plant Cell Tedrnology - Gene Tr.ansfer and 10 excel lent l.O 

Bioimaging Bioimaging 

Biochemie f Bioinformatik (BB) - Schwerpunkt Study Focus Biochemistry f Bioinfonnatics 

Pflanzliche Wachstums- und 10 gut i,6 Plant Growth and Development " 10 good L6 

Entwicklungsprozesse AE 

Bioinfonnatikfür Fortgeschrittene 10 gut 2,0 Advanced Bioinformatics 10 good 2 .0 

Spektroskopische Methoden der Biochemie 10 <1:usreichend 4,0 Spectroscopic Methods in Biochemistry lO sufficient 4-0 

Zellbiologie (ZB) - Schwerpunkt Study Focus Cell Biology 

Zellbiologie humaner Erkrankungen l2 gut 2 , 0 Ccll Biology ofHuman Discases l2 good 2 .0 

Analyse von Molekülkomplcxen (In vitro und 10 seh r gut l.J Analysis of Molecule Complexes (in vitro and 10 excellent l .J 
In vivo) invivo) 
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Module 14144.111.1&-
Zusatzqualillkatlonen (4-8 LP) ' 
Maschinenbau AE 

Pool Prüfu ng l 
Testprüfung AE 

Masterarbeit 
Das ist dois Thema der Mastera rbeit 

Zusatzprilfungen z 
Tech nische Mechanik 

Braunschweig, 2L Novem ber 2017 

Prof. Dr. Muster Name 

Dekan 1 Dean 
Fa ku ltät für 
Leben swissenschaften 

JO 

0 

besta nden 

besta nden 

besta nden 

sehr g ut 

sehr gut 

1,0 

Notcn::tufi:n; :ch r gut(J.,o:J:d,;; J.,5), gut(1,6:J:d ,;;l,5}. bcfricdigend(l,6,;. d:J: M), .11U$reichcnd(3,6,;;d,;; '4,0} 
8ci d i:.l.,1,....rd ~l$Ge.imtnotc d.z Pr.Sdikn mitAu:ztichnungV!:rgcbcn. ' Bleibt bei dc r Bcrcdlnung der 
Gc~mtnoteunberOdc:ithtigt. „c ()e Li:i:.tungen wurden vollctJndia odertci!wci:;c an dcr[Einrir.htunr..l'lun~ 
eib~th! und ah: Squivalent .incrhnnt.: L.j:tung:punkte und Note bleiben bei der Fd::;ct:ung dcrG~mtnQtt­
unbo11ck::idltigt. 
ECTS·Nd.c:A.(bC'ltelO %), B(nJdl:.tc l5 %), C(nSdl=tc309-'), D(n~dl:;ac lJ%). E(nlth:te10 76) 
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Transcnpt of Records •• „ •• _ 
Addmonal Qualificatlons (~-8 CP) • 
Mediania l Engineering AE 

Pool examination 3 
Test cxa mination 1'E 

Master's Thesis 
That's an english tü.l e1 

Additional Courses z 
Technica l Mechanic 

Prof. Dr. Muste r Name 

JO 

0 

p•ssed 
passed 

poassed 

exce llen t 

exce llent 

Vors itzender des Prüfungsaussch usses 1 

Chairman of the Exe1 mination Boa rd 

LO 

i .o 

Grading Sy~em: cxcd lent(1..o :,;;d,;;i.5),good(l.6,;; d:! J..s}. :atishctory(J..6,;; d:J: ).5~ wffiOcnt (3.6 ,;;d :1:<1.0} 
In cuc d,;; i..2 thc dcgrce i:gt:tntcdwith honor:. •Not eon:idercd in thc okuluion ofthe overall gr:ide. 
~Thc;ic cou=wc~ complctcly orp„itJypcrfo rm cd Jt the[Eiirr!Ch:tlhGlfl.ltrlcj „nd .llct~ed .i:c:quiv~lcnt:. 
1 Thc grade .ind t~! poi nt: .111'! not t'Omiderul in thc akulJtion ofthe O'ller:lll grade. 
'Thctitlcofthc B"hclor~Uic::i:.....,.;mn~bted froin thc original langu.1gc.. 
ECTS grade:A.(bet109'), B(ncxt:zs%), C(l!Oll 30%~ D(nett 25%). E(ncxr; lo%) 

Seite 23 



Anlage 2 

o·oq11.t~ 

l~1~·· <~ Technische 
~ ~ Universität \?A .-

4
! Braunschweig 

il>sc~ 

URKUNDE 
DEGREE CERTIFICATE 

Die Carl -Friedrich-Gauß-Fakultät 
der Technischen Universität Braunschweig 

verleiht mit dieser Urkunde 1 hereby confers upon 

Herrn 1 Mr. 
Max Muster 

geboren am 1 born on 
09. September i998 in Braunschweig 

den Hochschulgrad 1 the degree of 

Bachelor of Science 
(B. Sc.) 

nach bestandener Bachelorprüfung 1 after having successfully completep the bachelor 
im Studiengang Examination in 

Wirtschaftsinformatik 1 Business Information Systems 

Prof. Dr.-1 ng. Anke Kaysser-Pyzalla 

Präsidentin 1 President 

Technische Universität Braunschweig 

Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 

am 1 on 
14. September 2017 

Braunschweig, 22. November 2017 

Prof. Dr. Muster Name 

Dekan 1 Dean 

Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät 
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Anlage 3 

Ein Diploma Supplement besteht aus zwei Teilen, wobei der erste Teil für jeden Studiengang individu­
ell gestaltet sein kann, während der zweite Teil nach dieser Vorlage zu gestalten ist. 

.'911.1.~~ 

:~1~'?- Technische 
~ ""II~ Universität \tA .. ~! Braunschweig 

J\>sc~ 

Diese Diplomci Supplement-Vorlage wurde von der Europ:iischen Kommission, 
dem Europarat und UNESCO/CEPES entwickelt Das Diplom• Supplement soll 
hinreichende Daten zurVerfOgung stellen, die die internationale Tr.iinsp<1renz 
und angemessene akademische und berufliche Anerkennung von Qualifllratio­
nen (Urkunden, Zeugnisse, Abschlüsse, Zertifikate, etc.) verbessern. Das Oiploma 
Supplement beschreibt Eigenschaften, Stufe, Zuselmmenhang1 Inhalte sowie Art 
desAbsdilusses des Studiums, das von der in derOrigin;durkunde bezeichneten 
Person erfolgreich abgeschlossen wurde. Die Originalurkunde muss diesem 
Diplomc:1 Supplement beigefügt werden. Das Diploma Supplement sollte frei sein 
von jeglichen Werturteilen, Äquivalenz;iussagen oder Empfehlungen zur Aner­
kennung. Es so llteAnge1ben in e1llen acht Absdmitten enthalten. Wenn keine 
Angaben gemacht we rden, sollte dies durch eine Begründung erl!iutert werden. 

1-ANGABEN ZUM INHABER/ZURINHABERIN DER QUAUAKATION 
Ll Familienname 
Muster 

1.2 Vorname(n) 
M•x 

L3 Geburtsdatum, Geburtsort 

09.Dezember i990, Musterort 

L4 Matrikelnummer oder Code des/der Studierenden 
982276025 

:z. ANGABEN ZUR QUAURKA.TION 
2.1 Bezeidmung der Qualifikation (ausgeschrieben, abgekürzt) 

BachelorofScience(B. Sc.) 
Bezeichnung des Grades (ausgeschrieben, abgekürzt) 
EntP.lllt 

2.2 Hauptstudien6ch oder-P..icher für die Qualifikation 
Finanz- und Wirtschaftsmathematik 

2.3 Name der Einrichtung, die die Qualifikation verliehen hat 
Technische Universi'Ut Carolo-Wilhelmln<t zu Br.iunschweig 
Carl-Friedrich-G•uß-F•kulm 
Status (Typ{Trägerschaft) 
Universit::it/Staatliche Einrichtung 

2-4 Name der Einrichtung, die den Studiengang durchgeführt hat 

Technische Univers~t Carolo-Wilhelmina zu Br.iunschweig 
C•rl-Fried rich-G•uß-F•kult:it 
Status (Typ{Trägerschaft) 

Universit!it/Staatliche Einrichtung 

2.s Im Unterricht/ in der Prüfung verwendete Sprache(n) 
Deutsch 

3- ANGABEN ZUR EBENE DER QUAUAKATION 
3-1 Ebene der Qualifikation 
Bachelor-Studium (Undergradu•te), erster berufsqu•lifizierender Hochschulob­
schluss 

µDauer des Studiums (Regelstudienzeit) 
DrciJ•hre(inkl. schriftli cher Abschlussorbeit), 180 ECTS-Leistungspunkte 

H Zugangsvoraussetzung(en) 

,,Abitu r" oder :iquivalente Hochschulzugangsberechtigung 
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This Oiploma Supplement mode/ was developed by the Eu ropecin Commission, 
Council of Europe ;md UNESCO/CEPES. The purpose ofthe supplement is to 
provide suffident independent dab to improve the international 'tronsparency' 
and f.iiraademic cmd professional recognition of qualrfiotions (diplomas, de­
grees, certifiotesetc.). lt is designed to provide a description ofthe nature, leve l, 
context, content and stltus ofthe stud ies that were pursued and successfully 
completed by the individu;il named on the originoi l qualification to which this 
supplement is appended. lt should be free from any valuejudgements, equiV<l­
lence statements or suggestions cibout recognitlon. lnfonnation in all eightsec­
tions should be provided. Where information is not provided, ;m ex.p lanation 
shou~ give the reason why. 

,_ HOLDEROFTHE QUAUACATION 

L1 Family Name 
Muster 

1.2 First Name(s) 
Mox 

1..3 Datet Place 
09 December i990, Musterort 

1.4 Student 10 Number or Code 

98ZZ]6025 

2. QUAUACATION 
:z.i Name of Qualifiation (full, abbrevioted; in original language) 

BachelorofScience(B. Sc.) 
Trtle Confe1Ted (full, abbreviated; in original language) 

Not •pplicoble 

2.2 Main Field(s) ofSbJdy 
M;ithematics in Finance and lndustry 

2.3 Institution Awarding the Qualification (in original bnguage) 

Technische Universität Carolo-Wilhelmlna zu Braunsdiv.ieig 
C•rl-Friedrich-G•uß-F•kulm 
Status (Type/ Control) 
University/Stoite Institution 

2-4 lns.titution Adfrinistering Studies Qn original bnguage) 

Technische Univers~t Carolo-Wilhelmina zu Br.iunschweig 
Carl-Friedrich-G•uß-F•kult:it 
Status (Type/ Control) 
University/State institution 

:z.s unguage(s) oflnstruction/Elolmination 
German 

3- LEVEL OFTHE QUAUACATION 
:;.1 Level 
Undergrad u;rte, by research with thesis 

3-2 Official Length of Progr.m•ne 
Three ye•rs (180 ECTS credits) 

3-3 Access Requirements 
•Abitur" {Germ;m enm:nce quilllifiC3tion for university education) or equivötlent 
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+ANGABEN ZUM INHALT UND ZU DEN ERZIELTEN ERGEBNISSEN 
+i Studienform 

Vollzeitstudium 

4.2 Anforderungen des SbJdien~ngs/Q;ualifibtionspro61 des Absolventen/der 
Absolventin 
Gegenst;ind dieses Bachelor-Studiengangs sind alle Bereiche der Finanz- und 
Wirtschaftsmathematik. Alle Studierenden müssen grundlegende Pflicht- und 
W;ihlpflichtveranstaltungen in der Mathematil<, insbesondere in der Angewand­
ten Mathematik, in den Wirtschölftswissensch;i;ften, insbesondere Finomzwirt­
schafl:, und Ober diese Bereiche verbindende computero rientierte Methoden 
absolvieren. 0<1rüber hinaus muss eine Abschlussarbeit angefert igt 'Werden. 
Die Absol„nt(inn)en 
• sind in der Lage, eine Berufst:itigkeit in einem Bereich auszuüben, in dem es 

um die kompetente Anwendung mathematischer Methoden in einem wirt­
schaft:swissensdiaft.lichen Umfeld geht; 

• besitzen umfdssende mathematische und wirtschaftswissenschiilftl iche Grund­
kenntnisse; 

• besitzen we iterfüh rende Kenntnisse in den Bereichen Mathematische Stochas­
tik, MiilthematischeOptimierung, Numerik und gew:ihlten wirtschaftswissen­
schaftlichen Fachrichtungen, die es ihnen erlauben bis zu einer gewissen Kom­
plexit:it wirtschaftliche Probleme addquat zu modellieren, quantitativ zu bear­
beiten und zu losen; 

• kennen grundlegende finanzmathematische und finanzwissen schaftliche 
Fragestellungen und Techniken, können damit die Preisbestimmung von Fi­
nanzderivaten durchfOhren und Aufgaben des Risikoman3gements w;ihrneh­
men; 

• si nd mit computerorientierten Methoden der Angewandten Mathematik 
vertraut und können in der beruflichen Pmis auftretende Probleme oomputer­
gestOtzt lösen; 

• si nd in der Lag~ in Anwendungen auftretende Probleme bis zu einer gewissen 
KomplexiUt ad~quat zu modellieren, quantitltiv zu be.arbeiten und zu lösen; 

• können analytisch denken, komplexe Zusammenh~nge erkennen, vo rhandene 
Problemlösungen einschätzen und kritisch hinterfragen sowie eigene Lösungs­
vorschl:ige entwickeln; 

• si nd in der Lage, ih re Ergebnisse angemessen darzustellen und zu vermrtteln; 
• können erfolgreich in einer Gruppe arbeiten und effizient mit verschiedenen 

Zielgruppen kommunizieren . 

+3 Einzelheiten zum Studiengang 
Einzelheiten zu den belegten Kursen und erzielten Noten sowie den GegensUn­
den der mündlichen und schriftlichen Prüfungen sind im ,,Zeugnis" enthalten. 
Siehe :auch Themci und Bewertung der B;ichelorarbeil 

+4J Notensystem und Hinweise zur Vergabe von Noten 

Allgemeines NotenS<hem• (Abschnitt &.6): 
i 10 bis 1,5 =,,sehr gut<I 

1,6 bis :z,5 = „gut<I 

2,6 bis 3,5 = 11befriedigend" 
316 bis 40 = „ausreichend" 
Schlechter :als 40= „nicht bestanden" 

i,o ist die beste Note. Zum Bestehen der Prüfung ist mindestens die Note 4,0 

elforderlich. Ist die Gesamtnote i,1 oder besser wird das Pr.ldlkat "mit Auszeich­
nung" vergeben. ECTS-Note: N•ch dem Europe•n Credit Transfer System (ECTS) 
ermittelte Note iiluf der Grundlage der Ergebnisse der Absolventinnen und 
Absolventen der zwei vergangenen Je1hre: A (beste 10 %), B (nächste 25 %}, 
C (n~chste 30 %), D (nächste 25 %), E (n~chste 10 %) 

+s Gesamtnote 

gut (i,6) 
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+ CONTENTSAND RESULTS 
µMode ofStudy 
Full-time 

4-2 Programme Requirements/Quali6cation Profile ofthe Gr.aduate 

Subject ofthis study progr.il:mmeare all the ;;1spects of mathematics in finance 
and business. All students are requi~d to attend basic courses in mathematics, 
especia lly applied mathematics, businessadministration, eoonom ics and com­
puter science. In add ition, all students condude their studieswith i thesis. 

The Gradue1tes 
• are qualified to work in professionell fields that demand the competent applia­

tion of mathematial methods in business, economics and finance; 
• have a solid knowiedge ofbasic mathematics cmd economics; 
• have special knowledge in the fields of mathematial statistics and probabil ity, 

mathematical optimization and selected fields of economics omd business ad­
ministr.il:tio n; they are able to assessand solve economial problemsof low 
complexity; 

• possess basic techniques and methods in mathemc:itie<1I fin e1 nce enabling them 
to price fin ancial derivatives ;md to work in risk manc:igement; 

• are fcimiliarwrth computer-o riented methods of applied mathematics and are 
able to impfement such methods In solving problems in pradise; 

• are trained in analytiCdl thinking, identifying complex connections, assessing 
existing solutions to problems and developing new solutions; 

• have the ski lls to present their results adequately; 
• may successfully work in teams and efficiently communiCölte with different tar­

get groups. 

4-3 Programme Details 
See Certifiatefor list of courses and grades and for subjects assessecl in fine1I 
examinations(written and or.il:O; and topicofthesis, induding gr.il:d ing. 

+4 Grading Scheme 
General grading scheme (Sec. 8.6): 
l .o to 1.5 = •excellent" 
i.6 to 2.5 = "good" 
2.6 to 3-5= "sotisfactor{ 
3.6 to 4-0= •sufficient" 
lnferio rto 4-0= •Non-sufficient• 

i.o is the highestgrade, the minimum passing grc1de is +o. 
In ase the overall gr.il:de is i.1 or betterthe degree is gr.mted ·with honors·. 
In the Europe•n Credit Transfer System (ECTs) the ECTS grade represents the 
percentiilge of successful students normally achieving the grade within the last 
two years: A (best 10%), B(next 25 %), C(next 30 %), D (next 25%), E(next 10 %) 

+5 Overall Cbssific.tion 
good (1.6) 
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s. ANGABEN ZUM STATUS DER QUALIFIKATION 
s.1 Zugang zu weiterführenden Studien 
Dieser Absch luss berechtigt zur Aufnahme eines Master-Studienge1ngs. Even tuel­
le Zulassungsregelungen dieser Studiengange bleiben hiervon unberührt. 

s.2 Beruflicher Status 

Entf.illt 

6. WBTERE ANGABEN 
6.J. Weitere Allg3ben 

Entf!i llt 

6.:t lnfonnationsquellen für ergänzende Angaben 
www.tu-braunschweig.de 
www.tu-bra unschweig.de/fla 

7· ZERTIFIZIERUNG 
Dieses Diploma Supplement nimmt Bezug auf folgende Origincil-Dokumente: 
Ausstellungsdatum der Urkunde 22. Mlrz 2016 

Zeugnis vom i 8. M:irz 2015 

Notenobe rsicht vo m 15. Februar 2016 

Datum der Zertifizierung 1 Certific:ation Date: 18. M:l rz 2018 

Offizieller Stempel/ Siegel 
Offidal S~mp / Seal 
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5- FUNCTION OFTHE QUAUFICATION 
s.1 Access to Furth er Study 
Access to graduate programmes in aa:ordancewith further admission regula­
tions. 

5-2 Professional Status 
Not applicoble 

6. ADDITIONAL JNFORMATION 
6.1 Additional Information 

Not applicable 

6.z Further lnfonnalion Sources 
www.tu-braunschweig.de 
www.tu-braunschweig.de/fla 

7· CERTIFICATION 
This Diploma Supplement refers to the following original documents: 
Bachelor Degree Certificate dorted 22 Mcud1 2016 

Certifkate dated 18 March 2015 

Tr.mscript ofRecords dated 15 Fe bruary 2016 

Prof. Dr. Muster Name 
Vorsitzender des Prüfungsaussch usses 1 Ctrairman Examination Com mitee 
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8. INFORMATIONEN ZUM HOCHSCHULSYSTEM IN DEUTSCHLAND' 

Die Informationen über das nationale Hochschulsystem ctuf den folgenden Seiten 
geben Auskunft Ober den Grad der Quctlifikation und den Typ der Institution, die 
sie vergeben hat. 

8.J. Die unterschiedlichen Hochschulen und ihr institutioneller Status 

Die Hochschulausbildung wird in Deutschland von drei Arten von Hochschulen 
angeboten. 2 

• Universit.;ten, einschließlich verschiedener spezialisierter Institutionen, bieten 
das gesamte Spektrum akademischer Disziplinen an. Traditionell liegt der 
Schwerpunkt an deutsdten Universrtäten besonders auf der Grundlagenfor­
sdiung, so dass das fortgeschrittene Studium vor allem theoretisch ausgerich­
tet und forschungsorientiert ist. 

• Fachhochschulen konzentrieren ihre Studienangebote auf ingenleurwissen­
schaftliche tedlnische Fächer, wirtschaftswissenschciftliche F2cher, Sozialarbeit 
und Design. Der Auftrag von angewtandter Forsdiung und Entwicklung impli­
ziert einen praxisorientierten Ansatz und eine ebensolche Ausriditung des 
Studiums, was häufig integrierte und begleitete Praktika in Industrie, Unter­
nehmen oder anderen einschlägigen Einrichtungen einschließt 

• Kunst- und Musi!chochschulen bieten Studiengänge für künstlerische Tatigkei­
ten an, in Bildender Kunst, Schauspiel und Musik; in den Bereichen Regie1 

Produktion und Drehbuch für Theater, Film und cmdere Medien sowie in den 
Bereichen Design, Architektur, Medien und Kommunikation. 

Hochschulen sind entweder s:tlatliche oder staatlich anerk:3nnte Institutionen. 
Sowohl in ihrem Handeln einschließlich der Planung von Studien~ngen als auch 
in der Festsetzung und Zuerkennung von Studienabschlüssen unterliegen sie der 
Hochschulgesetzgebung. 

8.2 Studiengänge und ...abschlLlsse 

In allen drei Hochsdlultypen wurden die Studieng:inge tr.:iditionell als integrierte 
„lange" (einstufige) Studieng!lnge <angeboten, die entweder zum Diplom oder 
zum Magister Artium führten oder mit einer Staatsprüfung abschlossen. 

Im R;ihmen des Bologna-Prozesses wird das einstufige Studiensystem sukzessive 
durch ein zweistufiges ersetzt Seit i998 wurden in feist allen Studien~ngen 
gestufte Abschlüsse(Bachelor und Master) eingeftJhrt.. Dies soll den Studierenden 
mehr Wahlmöglichkeiten und Flexibilit!it beim Planen und Verfolgen ihrer 
Lernziele bieten, sowie Studien~nge international kompatibler machen. 

Die Abschlusse des deutschen Hochschulsystems einschließlich ihrer Zuordnung 
zu den Qualiflkationsstufen sowie die damit einhergehenden Qualifibtionsziele 
und Kompetenzen der Absolventen sind im Qualtfikcltionsrahmen fllr deutsche 
Hochschulabschlüsse', im Deutschen Qualifikationsrahmen ftlr lebenslanges 
Lernen (DQR)4 sowie im Europäischen Qualifikationsrahmen fllr lebenslanges 
lernen (EQR)' beschrieben. 

Einzelhelten s. Abschnitte 8.4-1, 8.42 bzw. 8.4> Tab.1 gibt eine zusammenf.is­
sende übersieht 

8-3 Anerkennung/Aldcreditierung von Studiengängen und Abschlüsse 

Um die Qualit:it und die Vergleichbarkeit von Qualifikationen sicher zu stellen, 
müssen sich sowohl die Organisation und Struktur von Studien~ngen als auch 
die grunds:azlichen Anforderungen an Studien.absch!Osse ;m den Prinzipien und 
Regelungen der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Uinder(KMI<) 
orientieren.6 Seit1999 existiert ein bundesweites Akkreditierungssystem fllr 
Studiengänge unter der Aufsicht des Alckreditierungsrates, n;ich dem alle neu 
eingeftJhrten Studiengänge akkreditiert werden. Akkreditierte Studien~nge sind 
beredrtigt, d;is Qualit~tssiegel desAlckreditierungsrates zu fOhren.7 
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8. INFORMATION ON THE GERMAN HIGHER EDUCATION SYSTEM' 

The information on the n3tion<1I higher education system on the following pages 
provides a contt:Xt for the qucalification and the type of higher eduation that 
awarded it. 

8.J. Types oflnstitutionsand lnstitutional Sbtus 

Higheredu~tion (HE) studies in Germ<my are offered at threetypes ofHigher 
Education lnstitutions(HEI).' 

• Univer.sit.:ten(Universities) including Vc1rious specioalized institutions, offer the 
whole range of academic disciplines. In the German tradition, universities fo­
OJS in partiailaron basic researdi so that advanced sbges of study have main­
ly theoretiCCl:I orientltion and research-oriented components. 

• Fachhochschulen (Universities of Applied Sciences) concentrate their study 
programmes in engineering o:ind other techniCCl:I disdplines, business-related 
studies, social work, omd design areas. The oommon mission of oapplied re­
search and development implies an application-oriented focus of studies, 
which indudes integrated and supervised work assignments in industry, en­
terprises or other relevant institutions. 

• !Wnst- und Musikhochschulen (Universities of Art/Music) offer studies for ar­
tistic CC1:reers in fine arts, performing oarts cand music; in such fields as directing, 
production, writing in theatre, film, and other media; ;md in a variety of design 
areas, architecture, media and communication. 

Hlgher Education lnstitutionsare eitherstate orstate-recognized institutions. In 
their operations, including the orgoinization of studies and the designation and 
<1Ward of degrees, they are both subjectto higher education legislation_ 

8.2 Types ofProgrammesand DegreesAwarded 

Studies in all three types of institutions have traditionally been offerecl in inte­
grated ·1ong" (one-tier) programmes lecading to Diplo~ or MagisterArtium de­
grees or completed by a St4atsprllfung(Sbte Ex;imi nation). 

Within theframEW"orkof the Bologna-Process one-tier study programmes are 
successively being replaced by a two-tierstudy system. Since i998, two-tier de­
grees(Bachelor and Master) have been introducecl in almost all study pro­
grammes. Thischange is designed to provide enl.irged v.1riety cand flexibility to 
students in pl;inning and pursuing educational objectives, they<1lso enhance in­
temcationcal compatibility of studies. 

The Germoin Qualification Frameworkfor Higher Education Degreesl, the Ger­
man Qualifiotions Frameworkfor Lifelong Leaming' and the Europecan Qualifi­
cations Frameworkfor Ufelong Le.aming' describe the degrees ofthe German 
Higher Education System. They conbin the clcassification ofthe qualifü:ation lev­
els as well as the resutting qual!flcations a nd competendes of the graduates. 

Fordebils cf. Sec. 8.41, 8.4-2, and 8.4-3 respectively. Table l provides a synoptic 
summar)'. 

S., Approval/Acaeditat.ion of Programmes and Degrees 

To ensurequality and compoirability of qucalifkations, the orgoiniZ01tion of studies 
and general degree requirements hoive to conform to principles and regulations 
est1blished bythe Stoinding Conference ofthe Ministers ofEducation and Cul­
tural Affairs of the Under in the Federal Republic of Germany (KMK).6 In i999, a 
system of cia:reditation for programmes of study has berome operational under 
the control of ;in Accredibtion Council ;it national level. All new programmes 
have to be accredited underthis scheme; after ci successful accreditation they re­
ceive the quoility-fabel ofthe Accreditation Council.7 
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Tab.J. lnstltutlonen, Studleng:inge und AbschJOs:e Im devt:schen Hochsd'lulsynem 

8.4 Org.inisation und Struktur der Studiengänge 
Die folgenden Studienglnge kbnnen von allen drej Hochschultypen angeboten 
werden. Bachelo r- und Masterstudieng::;nge können nacheinander, an unter­
schied lichen Hochschulen, an unterschiedlichen Hochschultypen und mit 
Phasen der Erwerbstatigkeit zwischen der ersten und der zweiten Qualifik;;itions­
stufe studiertwerden. ßej der Planung werden Module und das Europlische 
System zur Übertragung und Akku mulierung von Studienlejstungen (ECTS) 
ver.vendet, wobei ei nem Semester 30 Kreditpunkte entsprechen. 

8+1 Bachelor 
ln Bachelorstudiengangen werden wissenschafdiche Gn;ndlagen, Metho­
denkompetenz und berufsfeldbezogene Quolifikationen vermittelt Der Bachelor­
abschluss wird nach 3 bis 4 jah ren vergeben. 
Zum Bachelorstudiengang gehbrt ejne schriftlicheAbschlussorbeit Studiengan­
ge, die mit dem Bachelor abgeschlossen werden, müssen gemäß dem Gesetz zur 
Errichtung ej ner Stiftung zur Akkreditierung vo n Studienglngen in Deutschland 
akkreditiert werden.' 

Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 

nb.ilnstltutlons, Programmes and Degr~ In German Hlgher Educatlon 

8.4 Organir.ltion and Structure ofStudies 
The following programmes applyto all th ree types ofinstitutions. Bachelorsand 
Master's stt.Jdycourses may be studied consecutively, atvarious higher education 
i nstitutions, at different types ofhigher education i nstib.Jtions and with ph ases of 
professional wort.. bet\lleen the first and thesecond qualification. The orga nir.1-
tion of the study programmes makes use of modular compo nents and of the Eu­
ropean Credit Transfer and Acrumulation System (ECTS)with 30 credits corre­
spondi ng to one semester. 

8+1 Bochalor 
Bachelor degree study p rogrammes lay the academic foundatio ns, provide 
meth odological skills and lead to qualificanons related to the professional field. 
The Bachelordegree is awarded after3 to 4 years. 
The Bachelordegree programme includes a thesis requirement. Studycourses 
leading to the Bachelordegree must be accredited according to the Law estib­
lishing a Foundation for the Accreditation ofStudy Programmes in Germany." 
Flrstdegree programmes(Bachelo~ lead to Bachelor of Arts(RA.), Bachelorof 
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Studiengange der ersten Qualifilcationsstufe (Bachelor} schließen mit den Gr.iden 
Bachelor of Art:s (B.A.), Boichelor ofScience (B.Sc.), Bachelor of Engineering 
(REng.), S.chelor of Laws (LL.B.), Bachelor ofFine Arts (RF A), Bachelor of 
Music(B.Mus.) oder S.chelor ofEducation (REd.) ab. 
Der Bachelorgr.id entspricht der Qualrfikationsstufe 6 des DQR/EQR. 

&.41-2 Master 

Der Master ist der zweite Studienabschluss nach weiteren i bis 2Jahren. Master­
studieng!inge können nach den Profiltypen „anwendungsorientiert" und „for­
schungsorientiert" differenziert werden. Die Hochschulen legen das Profil fest. 
Zum Masterstudiengcing gehört eine schriftliche Abschlussarbeit. Studieng:inge, 
die mit dem Master abgeschlossen werden, müssen gern~ dem Gesetz zur 
Errichtung einer Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland 
akkreditiert werden.' 
Studiengange der zweiten Qualifikationsstufe (M<1ster) schließen· mit den Graden 
Master of Arts (M.A.), M<:ister ofScience (M.Sc.), Master ofEngineering (M.Eng.), 
Master oflaws (LL.M.), Master of Fine Arts (M.F A), Master of Music (M.Mus.) 
oder MasterofEducation (M.Ed.) ab. Weiterbildende Masterstudieng:inge 
können andere Bezeichnungen erhalten (z.B. MBA). 
Der Mastergrad entspricht der Qualifllortionsstufe7 des DQR/EQR. 

8.+3 Integrierte „bnge" einstufige Studiengänge: Diplom, filiagister Artium, 
Staatsprüfung 
Ein integrierter Studiengang ist entweder mono-disziplinär(Diplom<1bschlOsse 
und die meisten StacrtsprOfungen) oder besteht aus einer Kombination von 
entweder zwei H<:iuptftichem oder einem Hoi:upt- und zwei Nebenf:ichem 
(Magister Artium). Das Vorstudium (1,5 bis 2 Jdhre) dient der breiten Orientie­
rung und dem Grundlagenerwerb im jeweiligen Fach. Eine Zwischenprtlfung 
(bzw. Vordiplom) ist Voraussetzung für die Zulassung zum Hauptstudium, d.h. 
zum fortgesdirittenen Studium un~ der Spezialisierung. Vor.iussetzung fllrden 
Abschluss sind die Vorlage einer schriftlichen Abschlussarbeit (Dcluer bis zu 6 
Monaten) und umfcingreiche schriftliche und mündliche AbsdilussprUfungen. 
Ähnliche Regelungen gelten fllrdie Staatsprtlfung. Die erworbene Qualifikirtion 
entspricht dem Master. 

• Die Regelstudienzeit <1:n UniversitJJten betragt bei integrierten Studiengängen 4 
bis 5jahre (Diplom, MagisterArtium) oder 3 bis 6,5Jahre(Staatsprafung) Mit 
dem Diplom werden ingenieur-, natur- und wirtschaftswissenschaftliche Stu­
diengänge abgeschlossen. ln den Geisteswissensch;rlten ist der entsprechende 
Abschluss in der Regel der Magister Artium (M.A.). In den Sozlalwissenschdften 
v;iriiert die Praxis je n<1ch Tradition der jeweiligen Hochschule.juristische, 
medizinische und phannazeutische Studieng:lnge schließen mit der Staatsprü­
fung ab. Dies gilt in einigen L:indem auch far Lehr.imtsstudieng!inge. 
Die drei Qualifilcdtionen (Diplom, Moi:gister Artium und SbatsprOfung) sind 
;;ikademisch gleichwertig und cmf der Qualifikationsstufe 7 des DQR/EQR ange­
siedelt. Sie bilden die formale Voraussetzung zur Promotion. Weitere Zulas­
sungsvoraussetzungen können von der Hochschule festgel€ß1werden, s. Ab­
schnitt 8.s. 

• Die Regelstudienzeit <:in F~hhochschulen(FH) betr:igt bei integrierten Studi­
eng~ngen 4jahre und schließt mit dem Diplom (FH) ab. Dieses ist auf der 
Qualifik:itionsstufe 6 des DQR/EQR angesiedelt. Fachhochschulen haben kein 
Promotionsrecht; qualifizierte Absolventen können sich fllr die Zulassung zur 
Promotion an promotionsberechtigten Hochschulen bewerben, s. Abschnitt 
8.5. 

• Das Studium an Kunst. und Musikhochschulen ist in seiner Organisation und 
Struktur abh:lngig vom jeweiligen Fachgebiet und der individuellen Zielset­
zung. Neben dem Diplom- bzw. Magisterabsdiluss gibt es bei irrtegrierten 
Studien~ngen Zertrfikate und zertiflzierteAbschlussprOfungen für spezielle 
Bereiche und berufliche Zwecke. 
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Science (RSc.), S.chelor of Engineering(REng.), Bachelor of Laws (LL.R), 
Bachelor of Fine Arts (RFA), Bachelorof Music (B.Mus.) or S.chelor of Educa­
tion (B.Ed.). 
The Bachelor degree corresponds to level 6 of the German Qualifkations 
Framework/ Europe;m Qualrfic;itions Framework. 

8.4-2 Master 
Master is the second degree after ;mother i to 2 years. Master study pro­
grammes may be differentiated by the profile types ·pr.ictice-oriented" and 
"resecirch--0riented•. Higher Education lnstitutions define the profile. 
The Master degree study programme indudes a thesis requirement. Study pro­
gr.immes leading to the Master degree must be e1ccredited according to the Law 
establishing oi: Foundiltion fortheAccreditation ofStudy Programmes in Germa­
ny.9 
Second degree programmes(Master) lead to M•sterofArts(M.A.), Master of 
Science (M.Sc.), Meister ofEngineering (M.Eng.), MasterofL.aws(LL.M.), Master 
ofFine Arts (M.FA), Masterof Music(M.Mus.) or Master ofEducation (M.Ed.). 
Master study programmes which are designed for continuing educ;ition may 
carry other designations (e.g. MBA). 
The Master degree correspondsto level 7 ofthe Gennan Qualifications Fr.ime­
workf European QualifiCdtions Framework. 

8.+3 lntegrated "Long'" Progr.11nmes(One-lier): Diplom degrees, Magisb!r 

Artium, StaatsprllfUn11 

An integrated study programme is either mono-disciplinary(Dip/omdegrees, 
most programmes completed by a St<J-tsprllfuniJ or comprises a combination of 
eithertwo major or one major and two minor fields (M-gister Artiu"9. The first 
stage (i.5 to 2 years) focuses on broad orientations and foundations of the flekl(s) 
of study. An lntermediate Ex.amin;ition (Diplom-VorprUfungfor Diplomdegrees; 
ZwischenprUfungorcredit requirementsforthe Magister ArtitJril) is prerequisite 
to enter the serond stage of adv.1nced studies <1nd speci<1liz;itions. Degree re­
quirements !nclude submission of oi: thesis (up to 6 months duration) and com­
prehensive final written and oral examinations. Similar regulations apply to stud· 
ies leading to <1 StJatsprllfüng. The level of qualification is equil/dlent to the Mas­
ter level. 

• lntegrated studies at Universi~ten (U) last 4 to 5 yf5lrs (Diplom degree, M-gis· 
ter Artiunlj or 3 to 6.5 years (St;utsprflfiJniJ. The Diplom degree is awarded in 
engineering disciplineSi, the natural sciences ilswell as economics and busi­
ness. In the humanities, the corresponding degree is usuaUythe Magist.erAr­
tium(M.A.). In the sod<:il sciences, the practice ~ries as a matter ofinstitution­
al traditions. Studies preparing forthe leg<1I, medial and pharmaceutiC<ll pro­
fessions are completed by a St;JatsprOfung. This applies also to studies prepar­
ing for te;iching professions of some L~nder. 
The three qualifiC01:tions (Diplom, Magister Artium and StJatsprOfuniJ are aca· 
demically equivdlent and correspond to level 7 of the Germiln Quoi:lifications 
Fr.imework/ European Qualiflcations Framework. They qualify to apply for ad­
mission to doctor.il studies. Further prerequisites foradmission may be de­
flned bythe Higher Education lnstrtution, cf. Sec. 8.s. 

• lntegrated studies at F-chhochschulen (FH)/Universities of Applied Sdences 
(UAS) last 4 ye•rs and lead to • D(olom(FH) degree which corresponds to level 
6 ofGennan Qu<1lifications Fr.imework/ European Quoi:lrfiCC1tions Framework. 
While the FH/UAS are non-doctor.1te granting institutions, qll<llified graduates 
may apply for admission to doctoral studies;it doctorate-granting institutions, 
cf. Sec. 8.<;. 

• Studies :at Kunst- und Musikhochschulen (Universities of Art/Music etc.) are 
more diverse in their orgcinization, depending on the field and individual ob­
jectives. In addition to Oiplom/Magisterdegrees, the integrated study pro­
gramme awards indudeCertiflcates rmd certified ex<1minations for specialized 
areas and professioncil purposes. 
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8.5 Promotion 
Universi~ten sowie gleichgestellte Hochschulen und einige Kunst- und Musik­
hochschulen sind promotionsberec:htigt. Formale Voraussetzung für die Zulas­
sung zur Promotion ist ein qualiflzierterMaster.ibschluss (Fadihochschulen und 
Universitaten), ein Magister.ibschluss, ein Diplom, eine Staö1tsprtlfung oder ein 
äquivalenter ausl:andischer Abschluss. Entsprechende Abschlosse von Kunst- und 
Musikhochschulen konnen in Ausnö1hmef.lllen (wissenschaftliche Studieng~nge, 
z.B. Musiktheorie, Musikwissenschaften, Kunst- und Musikp:idagogik, Medien­
wissenschaften) formal den Zugang zur Promotion erOffnen . Besonders qualifi­
zierte lnhö1ber eines Bachelorgr.ides oder eines Diploms (FH) kö nnen ohne einen 
weiteren Studienabschluss im Wege eines Eignungsfeststellungsverf.lhrens zur 
Promotion zugelassen werden. Oie Universitäten bzw. promotionsberechtigten 
Hochschulen regeln sowohl die Zulassung zur Promotion als auch die Art der 
Eignungsprüfung. Voraussetzungfordie Zulassung ist 3ußerdem, dass das 
Promotionsprojekt von einem Hochschullehrer als Betreuer angenommen wird. 
Oie Promotion entspricht der Qllölliflbtionsstufe 8 des DQR/EQR. 

8.6 Benowngssbla 
Die deutsche ßenotungsslca:la urnf.lsst üblicherweise 5 Gr.ide (mit zahlenmäßigen 
Entsprechungen; es können ornch Zwischennoten vergeben werden): nSehr gut"' 
(1)1 „Gut" (2)1 11 Befriedigend" (31,,Ausreichend" (4), „Nicht ausreichend11 (5). Zum 
Bestehen ist mindestens die Note ,,Ausreichend" (4) notwendig. Die Bezeich­
nungfUr die Noten kcinn in EinzelP.lllen und forden Doktorgrad abweichen. 
Außerdem findet eine Einstufungstabelle nach dem Modell des ECTS-Leitfadens 
Ver.vendung, ;;ius der die relative Verteilung der Noten in Bezug ;;iuf ei ne Refe­
renzgruppe hervorgeht. 

8.7 Hochschulzugang 
Die Allgemeine Hochschulreife(Abitury n•ch 12bis1) Schuljahren ermöglicht 
den Zugang zu allen Studieng!ingen. Die Fachgebundene Hochsdlulreife 
ennoglicht den Zugang zu .illen Studieng:ingen an F;ichhochschulen, an Univer­
siUten und an gleichgestellten Hochschulen, aber nur zu bestimmten Fächern. 
Dos Studium •n Fachhochschulen ist •uch mit der Fachhochschulreife möglich, 
die in der Regel nach 12 Schuljahren erworben wird. DerZugcangzu Studien~n­
gen an Kunst- und Musikhochschulen und entsprechenden Studiengangen an 
anderen Hochschulen sowie derZugcing zu einem Sportstudiengang kann auf 
der Grundl;ige von anderen bzw. zus:itzlichen Vor.i ussetzungen zum Nö1chweis 
einer besonderen Eignung erfolgen. 
Beruflich qualifizierte Bewerber ohne schulische Hochschu~ug•ngsberechtigung 
erh;i lten eine allgemeine Hochschulzugomgsberechtigung und damitZug;ing zu 
allen Studieng:ingen, wenn sie Inhaber von Abschlüssen bestimmter, staatlich 
geregelter beruflicher Aufstiegsfortbildungen sind (zum Beispiel Meister/in im 
H•ndwerk, Industriemeister/in, Fachwirt/in (IHK), Betriebswirt/in (IHK) und 
(HWK), stl•tlich geprOftefrTechnikerfin, st•;rtlich geplilfte/r Betriebswirt/ in , 
stl•tlich geprOfte/r Gestalterfin, staatlich geplilfte/r Erzieher/in. Eine F•chge­
bundenen Hochschulzugangsberechtigung erh~lten beruflich qualifizierte 
Bewerber mit einem Abschluss einer staatlich geregelten, mindestens zweij~hri ­

gen BerufSC1usbildung und i.d.R. mindestens dreij!!:hrigerBerufspraxis, die ein 
Eignungsfeststellungsverfahren cm einer Hochschuleoder staö1tlichen Stelle 
erfolgreich durchlaufen haben; d>s Eignungefeststellungsverf.ihren lomn durch 
ein nach1Neislich erfolgreich absolviertes Probestudium von mindestens einem 
Jahr ersetzt werden.1co 

Die Hochschulen kö nnen in bestimmten F:illen zus:itzliche spezifische Zulas­
sungsverfahren durchfllhren. 
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8.s Dod:orate 
Universities aswell as specialized institutions of university st:anding and some 
Universities of Art/Music are doctor.ite-gr.mting institutions. Formal prerequisite 
fo r admission to doctoral work is a qualified Master(UAS and U), a M3gisterde­
gree, a Diplom, a Stl;itsprlllimg, or"' foreign equivalent. Comparö1ble degrees 
from universities of art cmd music c:an in eic.ceptional c:ases (study programmes 
such as musictheo ry, musicology1 pedagogy ofarts and music, medla studies) 
also formally qualify for doctoral work. Pilrticul>rly qualified holders of' B.che­
lor ora Diplom(FH) degree may also be ;;idmitted to doctor.il studieswithout 
3cquisition of a furtherdegree by me3ns of a procedure to determine their apti­
tude. The universities respectively the doctorate-grö1nting institutions regulate 
entryto a doctor.ite -as well as the structure of the procedure to determine apti­
tude. Admission further requires the accepbnce of the Dissertation research pro­
ject by a professor as a supeivisor. 
The doctoral degree corresponds to level 8 of the Germom Qualrfications Fr.3me­
workf European Qualifications Fr.1mework. 

8.6 Grading' Scheme 
The gr.iding scherne in Germ3ny usually comprises five ~vels (with numerical 
equivolents; intermedi•te gr.ides may be given): •Sehr Gur (1) = Very Good; 
"Gut' (2)= Good; 'Befriedigend U\= Satisfactory; 'Ausreichend (4)= Sufficient; 
•Nicht ;iusreichencf (l)= Non-Sufficient/Fö1iL The minimum passing grade is 
·Ausreichend' (4). Verbal design3tions of grades may v.iry in some cases and for 
dodoröl] degrees. 
In addition, gnde distribution tables as described in the ECTS User's Guide are 
used to indicate the relative distribution of grades within a reference group. 

8.7 Access to Higher Education 
The General Higher Educ;rtion Entr.mce Qu•lific;rtion (Al/gemeine Hochschul­
reife, Ahitu~ after12 to 13 years of schooling allows for admission to all higher 
educationol studies. Speci•lized v;iriants (Fachgebundende Hochschulreifei allow 
for ö1dmission at Filchhochschulen(UAS1universities 01nd equiv.ilent higheredu­
cation institutions, but only in particular disciplines. Access to study pro­
gram mes ;rt F•chhochschulen (UAS) is also possible wtth a F•chhochschulreife, 
which can usually be acquired after 12 years of schooling. Admission to study 
programmes at Universitiesof Art/Music and compö1r.1ble study programmes at 
other higher education institutions as well as ö1dmission to a study programme 
in sports may be based on other or additional evidence demonstrating individual 
aptitude. 
Applionts with a voc:ational qualification but without ;i; school-based higher edu­
c:ation entr.mce qualific;ition are entitled to a general higher education entr.ince 
qualification and thus to m:ess to •II study progr.immes, provided they have ob­
t;iined advanced further tnining certrficates in p:ilirtirular sbte-regulated voca­
tional fields (e.g. MeistetfMeistedn im Handwerk, lndustdemeisterjin1 Fach­
wirt/in (!HK und HWX}, staatlich geprU!iejr Betriebswirt/in, std•tlich geprO!ie/r 
Gestalter/in, std•tfich geprU!ie/r Erzieher/in). VoGition•lly qu•lifled •ppliGints 
can obbin a Fachgehundene Hochschulrei!eafter completing a sbte-regul;;ited 
vocational educ:ation of at least two years' duration plus professional pr.ictice of 
normally at leastthree yearS duration, after having successfully passed ;in apti­
tude test at a high er education institution orother state institution; the <1ptitude 
test may be replaced by successfu lly completed trial studies of at least one year's 
dur.ition.1

" 

Higher Education lnstitutions may in certain osesapply additionö1I admission 
procedures. 
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8.8 Informationsquellen in der Bundesrepublik 
• Kultusministerkonferenz(KMK) (Standige Konferenz der Kultusminister der 

Llinder in der Bundesrepublik Deutschland); Graurheindorfer Str.1>1, 
D-53117 Bonn; Tel.: +49(0)228/501-0; F>X:+49(0)228/501- m 

• Zentralstelle für •usl~ndisches Bildungswesen (ZaB) als deutsche NARI C; 
www.kmk.org; E-M•il: zob@kmkorg 

• nDokumentations- und Bildungsinformationsdienst" als deutscher Partner im 
EURYDICE-Netz, fUr lnforme1tionen zum Bildungs\'/esen in Deutschland 
l{ittp://www.kmkorg/dokumenbtion/deutsche-eurydice-stelle-der­
laender.htm~ 

• Hochschulrektorenko nferenz(HRK); Ahrstr. 39' D-53175 Bonn; 
Fax: +49(0)228/887-n o; Tel: +49(0)228/887-0; www.hrk.de; 
E-Mail: post@hrk.de 

• nHochschulkompass" der Hoc.hschulrektorenkonferenz, enthält 
umfassende Informationen zu Hochschulen, Studien~ngen etc. 
(www.hochschulkomp•ss.de) 

'Oie Information berllcksichtigt nur die Aspekte, die di"'ktdas Diplorm Supplement betreffen. 
lnformation$$t3nd Jan u:ir !OlS. 

' Bcrufoabdcmien ::ind keine Hodr.;chu1en, es gibt :;ie nur in einigen Bundesl2ndern. Sie bieten 
Studieng~nge in enger Zu::ammenarbeit mit priv:iten Unternehmen an. Studierende erhalten einen 
offiziellen Abschlu~ und machen eine Ausbildung im Betrieb. M:inche BeNfs:alc:idemien bieten 
B:ichelorstud ieng~nge :in, dercnAbschlO::e einem B:ichclorgrad einer Hochschule glelchge:tcllt 
werden ~nnen, wenn sie von einer deutschen Akkreditierungsagentur ak.k.reditiertsind. 

1 Qu:ilifibtionsr.ihmen ftlr deut:che Hochschul:ibschlOsse(Beschluss der Kultusministerkonferenz 
vom :n.o+zoos~ 

• OeutscherQu:ilifilationsr:ihmen fll r lebenslanges Lernen (OQR), Gemeinsamer Beschluss der 
St!lndigen Konferenz det Ku ltusministe r der l !lnder in der Bundesrepublik Oeut:!IC:hl:ind, des 
Bundesmini~eriums filr Bi ldung und Forschung, dcrWirtch:ifbm!nisterkonferenz und de:: 
Bu ndesmini::terium:; t'l!r Wlrtsdi:ift und Technologie(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
1$-11-lOU).Aust'l!hrliche lnform:itioncn unter www.dqr.de. 

1 Empfehlung des Europfüchen P:i rbments und des Europ:lischen Rates zur Einrichtung des Euro~­
!schen Qu:ilifilatlonsr:ihmens f!lr lebenslange: lernen vom 2;.0,..2008(2008/C m/01- Europ:Ji. 
scher Qu:ilitik:itionsrahmcn f!l r lebenslanges l ernen. EQR~ 

• l :Jnderzemein" .• :11ne StNkturvorg;iben t'l!r die Akkreditierung von Bachelor- und M:istcr:tudicnß"n­
S't'"(Beschlu~ dt!r Kultusmini:;terlcon1': renz vom 10.10.200; Ld. F. vom 04.02.2010~ 

1 "GfJ':retz zu r Errichtung einer Stiftung, ,Stiftung zur Akkreditierung von Studienß"ngen in Oeut:;ch. 
l:ind'~, in Kraft gatroten :im 26.02.051 GY. NRW, zoos. Nr. s. S. 4S. in Verbindung mit dcrYercinb:i. 
rungder ~ndcr zu r Stiff.ung ~Sti fl:ung:Ak.k:rcditit!rungvon Studiengllngen in Oeuedil3nd„ 
(Beschlu:::s der Kultusministcrlccnfcrenz vom t6.u..zoo4). 

' Siehe Fußnote Nr. 7. 
•Siehe Fugnote Nr.7. 
'" Hochsc:hulzug;ing fDr beruflich qualifizierte Bewerber ohne ~chulixhe Hoch~chulzug;ing:;berechti­
gu ng(Bt!::chlus~ der Kultu~ministcrkonferenz vom 06.opoo9~ 
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&.8 National Sources oflnfi:mnation 
• Kultusmlnlsterkonferenz(KMK) {Sbnding Conference ofthe Ministers ofEdu­

ation and Cultu1c1I Affairs ofthe Underin the Fedeldl Republic ofGermany]; 
GraurheindorferStr.1g, D-53117 Bonn; 

Tel.: +49(0)228/501-0; Fax: +49(0)228/501-m 
• Central Office for Foreign Education (ZaB) as German NARI C; 

www.kmkorg; E-Mail: zab@kmk.org 
• •0001mentation and Educ;ition;il Information Service• as German 

EURYDICE-Unit, providing the n<rtional dossieron the education system 
l{ittp://www.kmkorg/dokumenbtion/zusammenarbeit-auf-europaeischer­
ebene-im-eurodyce-informationsnetz.htmO 

• Hochschu/rektorenkonferenz(HRI<:) (German Rectors' Conference]; 
Ahrstrasse 39, D-53175 Bonn; Fax: +49(0]228/887-110; Phone: +49(0]228/887-0; 
www.hrk.de; E-Mail: post@hrk.de 

• •Higher Education Compass• ofthe German Rectors' Conference features 
comprehensive info rmati on on instnutionSi programmes of study, etc. 
(www. higher-education-com p•ss.de) 

' Thc inform:ition cover.: only :i~ptct: dh~cdy relevant eo purpo::c:: ofthe Oiplom:i Supplement. All 
inform3tionasofjanu3ry201s. 

• BendS;1hdemienare not considered as HigherEduc:ition Institution!, theyonly exist insomt! of 
the Under. They otTer eduotion:il progr;immes in dose eooper:ition with priv.lte compani~ Stu­
dent: recer...e 3 form;i l degree ;ind cmy out an :ipprt:ntice~hlp at the company. Some Berumhde­
mlcnoffer ßachelor COUr""..es which are recognized a: an ac:idemic degrcc lf they are accreditcd by 
:i Gemun 2cc:redit1tion :igtncy. 

1 Germ:in Qualific:ition: Fr:imework for Higher Eduation Oegttes. (Re~olution of the Stinding 
Conferenoe ofthe Ministers ofE.duc:ition an d CukuralA~ir,: of the Underin the Federal Republlc 
ofGemuny of ll April 2005). 

4 Germ:in Qu:ilific:itions Fr:imework for lifelong learning(DQR).joint resolution ofthe Stmding 
Co nferenct: ofthe Ministt!rsofEduc:ition and CulturalAffiiir:: ofthe Underin the Federa l Republic 
ofGerm:iny, the Germ:in Federal MinistryofEduc:ition and Res~rch. the Germ:in Conferenoe of 
Economic:: Ministersand the Germ:in Feder:il Mi nistryofEoonomics and Technology (Resolution 
of the Sbnding Conferenoe ofthe Minister.: ofEduc;i tion ;ind Cu ltur:ilAfF.iirs of the Underin the 
Fcder:il Republic ofGermany ofis November 2012~ More information :it www.dqr.de 

' Recommend:ition ofthe European Parii:iment :ind the Europe:in Council on the estiblishment of :i 
European Qualific:itlons Framework for lifeJong l eaming 0'23 Aprll 2008 (2008/C m/01 - Europe­
:in Qu:ilific:itions Framework for Lifelong learning- ECF). 

' Common wuctur:it guidt!!lines of the Undeforthe:iccreditition ofBachelor':: :ind Ma~er's study 
eourses (Re~lutlon ofthe Sl3ndlng Conference ofthe Minister:: ofEduotion and Cuhur.il Affairs 
of tht! lJneferin tht! Feder:il Republic ofGerm:iny oho Octobe1"2oo:ps :imended an 4 Febru:iry 
2010). 

1 „l:iw estiblishing ;i found:ition °Foundation forthe Accreditation ofStudy Progr.:immes in Germa· 
ny'", entercd intoforce as fTom:i.6 Fcbru:iry2005, GY. NRW. 2oos. No. 5, p. 45 in connectionwith 
thc Oedaration ofthe l§nderto the Foundation „Found:ition: Found:ition for the Accredil3tion of 
Study Programme:; in Germ:iny"(R~lution ofthc StindingConfercnce of the Mi nisten: ofEduc;i. 
tion and Cultural Affair: ofthe lJnderin the Feder:il RepublkofGerm:iny oft6 Decembt:r ::.004). 

'SeenoteNo.7. 
•Seenote No.7, 
10 Access to higher educ:ition fo r applic:int:; with :i V0C2tion:il qu:ilifiotion, butwithout:i xhoo l· 

b~scd hlgher educatlon cntr:inet! quallfic:ition (Resolution ofthe Standl ngConfert:net! ofthe Mi­
nisters ofEduotion :ind Culcural Aff.iie of the {Jm/erin the Feder:i l RepublicofGermarry of 6 
M:irch2009). 
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Anlage 4 

Einverständniserklärung 

zur Prüfung meiner Arbeit mit einer Plagiatserkennungssoftware* 

An der TU Braunschweig können Studien- und Prüfungsleistungen auf Plagiate 
überprüft werden. 

Mit meiner Unterschrift erkläre ich 

(Vorname, Name in Druckschrift, Matrikelnummer) 

mich damit einverstanden, dass die von mir im Rahmen der Erbringung von Studien­
und Prüfungsleistungen zu fertigenden Arbeiten nach der Abgabe einer automati­
schen Plagiatsüberprüfung unterzogen werden können. 

Die Überprüfung der Arbeiten erfolgt ausschließlich in anonymisierter Form, d. h. 
meine persönlichen Daten (Vorname, Name, studentische E-Mail) werden nicht ver­
wendet. 
Meine Arbeiten werden - sofern nicht eine gesonderte ausdrückliche Einwilligung er­
teilt wird - zur Plagiatsüberprüfung nicht dauerhaft gespeichert. Wird eine solche 
Einwilligung zur dauerhaften Speicherung nicht ausdrücklich erteilt, werden mit dem 
bestandskräftigen Abschluss des jeweiligen Prüfungsverfahrens der Prüfbericht so­
wie sonstige Dateien gelöscht. 
Sonstige Aufbewahrungspflichten seitens der Universität bleiben unberührt. 

Mir ist bekannt, dass eine Nutzung von fremden, nicht kenntlich gemachten Quellen 
einen Täuschungsversuch darstellt. 

Datum Unterschrift des Studierenden 

Freiwillige Erweiterung: 

Ich bin damit einverstanden, dass meine Arbeiten innerhalb von zehn Jahren nach 
Ende meines Studiums als Vergleichsmaßstab für Plagiatskontrollen anderer Arbei­
ten genutzt werden können. 

Mit einer Verweigerung der Unterschrift gehen keine Nachteile im Studium einher. 

Datum Unterschrift des Studierenden 

*Es sollen Erkennungsverfahren bevorzugt werden, bei denen eine Speicherung der Unterlagen auf die Techni­
sche Universität Braunschweig beschränkt ist. 
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Anlage 5 

Durchführung von Antwort-Wahl-Verfahren (umgangssprachlich: „Multiple Choice") 

Die Aufstellung der Prüfungsaufgaben erfolgt stets durch zwei Prüfende. Bei der Aufstellung der Prü­
fungsaufgaben ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. Alle Lösungen 
müssen vorausgesehen und die Aufgaben so formuliert werden, dass sie verständlich, widerspruchs­
frei und eindeutig sind. Wenn nur eine Lösung richtig sein soll, darf nicht auch eine andere vorge­
schlagene Lösung vertretbar sein. 
Die Prüfungsaufgaben sind nach der Prüfung, aber vor der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
nochmals darauf zu überprüfen, ob sie fehlerfrei waren. Dabei ist insbesondere auf Auffälligkeiten im 
Antwortverhalten zu achten. Beispielsweise könnte eine von guten Prüflingen besonders häufig als 
falsch gewertete Antwort auf Fehler der Aufgabenstellung hinweisen. Ergibt diese Überprüfung, dass 
einzelne Prüfungsaufgaben fehlerhaft sind, sind diese bei der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
nicht zu berücksichtigen. Die im Voraus festgelegte Zahl der Aufgaben mindert sich entsprechend. Bei 
der Bewertung ist dann von der verminderten Zahl der Prüfungsaufgaben auszugehen. Die Verminde­
rung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil eines Prüflings auswirken. 

Die Antwort-Wahl-Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfling beispielsweise 60, mindestens aber 50 
Prozent der gestellten Prüfungsfragen zutreffend beantwortet hat oder wenn die Zahl der vom Prüfling 
zutreffend beantworteten Fragen um nicht mehr als 22 Prozent die durchschnittlichen Leistungen der 
Prüflinge unterschreitet, die erstmals an dieser Prüfung teilgenommen haben. Wenn weniger als 30% 
der Prüfungsteilnehmer Erstprüflinge sind, wird die Referenzgruppe zur Bildung der relativen Beste­
hensgrenze auf alle Prüfungsteilnehmer ausgeweitet. 
Ist vor der Bewertung die Anzahl der Prüfungsaufgaben reduziert worden, jedoch für einen Prüfl ing die 
richtige Antwort gern. Absatz 1 dennoch zu werten, so ist die eliminierte Prüfungsfrage auch bei der 
Bildung seiner relativen Bestehensgrenze zu berücksichtigen. Ist eine eliminierte Prüfungsfrage falsch 
beantwortet worden, so geht diese weder in die Bewertung noch in die Bildung der relativen Beste­
hensgrenze ein. 

Die Leistungen sind wie folgt zu bewerten: 
Hat der Prüfling die für das Bestehen der Prüfung erforderliche Mindestzahl zutreffend beantworteter 
Prüfungsaufgaben erreicht, so lautet die Note 
"sehr gut", wenn er mindestens 75 Prozent, 
"gut", wenn er mindestens 50, aber weniger als 75 Prozent, 
"befriedigend", wenn er mindestens 25, aber weniger als 50 Prozent, 
"ausreichend", wenn er keine oder weniger als 25 Prozent 
der über die Bestehensgrenze hinaus gestellten Prüfungsaufgaben zutreffend beantwortet hat. 

Wenn abgestufte Noten (1,3; 1,7 etc.) vergeben werden, sind die entsprechend zu erreichenden Pro­
zentzahlen zutreffend beantworteter Prüfungsaufgaben arithmetisch zu ermitteln. Hat der Prüfling die 
für das Bestehen der Prüfung erforderliche Mindestzahl zutreffend beantworteter Aufgaben nicht er­
reicht, lautet die Note „nicht ausreichend". 

Sofern Prüfungsaufgaben unterschiedlich gewichtet werden, werden die Bestehensgrenzen sowie die 
Notenverteilung anhand der erzielbaren Punkte und nicht nach der Anzahl der Aufgaben ermittelt. 
Wenn Antwort-Wahl-Fragen Prüfungsteile einer Klausur bilden, gelten die vorgenannten Anforderun­
gen entsprechend. 

Beispiele zur absoluten Bestehensgrenze von 60% und zur relativen Bestehensgrenze: 

Student X hat an einer Klausur teilgenommen, bei der im Schnitt 80% der Fragen zutreffend beantwor­
tet wurden. X erreichte nur 59%. Damit ist die absolute Bestehensgrenze nicht erreicht. Die relative 
Bestehensgrenze liegt bei 62,4 % (22% von 80 = 17,6). Auch diese hat er verfehlt. 

Studentin Y hat an einer Klausur teilgenommen, bei der im Schnitt 55% der Fragen zutreffend beant­
wortet wurden. Y erreichte nur 48%. Damit ist die absolute Bestehensgrenze nicht erreicht. Die relati­
ve Bestehensgrenze liegt bei 42,9 % (22% von 55 = 12,1). Damit hat sie die relative Bestehensgrenze 
übersprungen und somit die Klausur bestanden. 
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